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Für Sie notiert 

Al'ZI.eimiUelnumeu 
schwel' zu behalten 
Acht von zehn Patienten sind auf 
Befragen nicht in der Lage, das 
Arzneimittel. das sie nehmen, mit 
Namen zu nennen. Auch Aussehen der 
Packung, Farben und Gestal tung kön­
nen meist nur ungenau angegeben 
werden. Die Patienten wissen ledig­
lich, daß es z. B. "etwas fürs Herz" 
oder "für die Leber" war. Es wurde 
jetzt den Herstellerwerken empfoh­
len. die den Arzneimitteln beige­
fügten Zettel mehr als bisher auch 
auf den Verbraucher abzustellen. 

wfj 

Atome sollc'u aUdldel' 
Ol'itten lVelt helfen 
Mit der Anwendung der Kerntechnik 
könnte auch den Entwicklungslän­
dern auf vielen Gebieten geholfen 
werden, so z. B. bei der Energiege­
winnung, der Entsalzung, Ernäh ­
rung, in der Land- und Wasserwirt­
schaft. in Medizin. Biologie und 
Industrie. Achtzehn führende rach~ 
leute untersuchen zur Zei t die ent­
sprechenden Möglichkeiten, wobei 
sie von Aufgaben und Empfehlungen 
der Internationalen Atomenergie­
bEhörden ausgehen. wfj 

Ein lieues 
UeUullgsblinklidIt 
In den USA wird ein neues Re ttungs ­
blinklicht in Taschenformat ange­
boten. Dieses ist für diejenigen 
bestimmt, die für Rettung oder Si­
cherheit die Aufmerksamkeit auf 
sich lenken möchten (Piloten, 
Bootsbesitzer, Uotoristen, Sport ­
ler). Das glänzende blauwelße Licht 
blinkt 60mal pro Minute auf bei 
einer voll en Streuung über 360 
Grad . Das Blinklicht wiegt 200 
GralI!m und kommt in einem Kunst­
stoffgehäu se in den Handel. Al s 
Stromquelle dienen vier Taschen­
lampenbatterien, mi t denen die Ein ­
heit bei voller Leistungsabgabd 
vier bis fünf Stunden arbeiten 
kann. wfj 

Herzsdll'iUmamel' 
mit l{el'lIell"I'gie 
Ein mit Kernenergie betriebener 
Herz schrittmacher wurde von der 
britischen Atomforschungsans t alt 
entwickelt und arbeitet mit einer 
Plutonium-238-Energiequelle. Der­
zeit übliche Schrittmacher mit 
Quecksilberbatterien haben eine 
Lebensdauer von 3 Jahren. Die 
"Kernenergie-Bat tede" enthält nur 

0,4 g Plutonium und läßt eine Be­
triebsdauer von mehr als 10 Jahrei) 
erwarten. wfj 

Sind unser Obst nnd 
Gemüse vel'giftet? 
Untersuchungen haben ergeben. daß 
die zur Bekämpfung von tierischen 
Schädlingen in der Landwir t schaft 
und dem Gartenbau eingesetzten 
chlorierten Kohlenwasserstoffe -
Präpara te, zu denen auch das be­
kannte DDT gehört - von der Pflanze 
zum Teil aufgenommen werden. \'lir::l 
diese Pflanze verzehrt, die derar­
t ige Stoffe i n ganz geringem Pro­
zentsatz beinhaltet , gelangen die­
se Reste in den tierischen oder 
menschlichen Organismus, wo sie im 
Fet tgewebe gespeichert werden. 
In der Bundesrepublik sind diese 
chlorierten Kohlenwasserstoffe 
noch nicht einmal mit einem Anteil 
von 3% am gesamten Pflanzenschutz­
mittelverbrauch beteiligt, so daß 
die Nahrung, die bei uns erzeugt 
wurde, zum größten Teil frei ist von 
di esen Stoffen. Präparate, die man 
im Uöhrenanbau zur Erzeugung eine~ 
gut aussehenden Ware eingese t zt 
hatte , sind verboten ~orden . 

Oie bei uns in Deutschland einge­
führte sehr strenge Lebensmit t el­
gesetzgebung und die darin voree­
schriebenen wi ederkehrenden Kon­
trollen des angebotenen Obstes und 
Gemüses auf der Ebene der Erzeuger, 
Verteiler und Verbraucher geben dem 
Konsumenten eine troBe Sicherheit, 
daß er mit ei nwandfreien Nahrungs­
mitteln beliefert wird. (LUFA) 

Neu8l'tigel' 
FeuCI'wehl'sdllaudl 
Ein neuartiger Feuerwehrschlauch 
wurde in den USA entwickel t. Er wi rd 
aus Osex-Polymer mit einer dünnen 
Polyester-Z~ischenlage nach eineQ 
besonderen Verfahren hergestell t . 
Ein Schlauch von 30 Meter Länge 
wi egt nur 11 Kilo. Es handelt sicn 
um ein nahtloses Produkt, das zu­
sammengepack t oder aufgeroll t 35 
Prozent weniger Platz beansprucht. 
DJ,s Material ist wetter_ und cheoi­
kalienbeständig. 
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•• 
Ofter lual was Neues • • • 

. . . so lautet ein bekannter Werbeslogan. Ist nun 
auch die Selbstschutzgrundausbildung unter diese 
Devise gestellt worden? Oder wie ist es zu er· 
klären, daß die seit langem in zehn Stunden durch· 
geführte Grundausbildung seit dem 1. November 
1969 zwölf Stunden dauert? 

So oder ähnlich werden sich viele Lehrgangsteil­
nehmer und BVS-Mitarbeiter fragen. Aufklärung 
über die Gründe, die zur Veränderung der Selbst­
schutzgrundausbildung, diesmal zur Verlängerung 
um zwei Stunden, führten, soll der Zweck dieser 
Zeilen sein. 

Das Selbstschutzgesetz sah unter anderem vor, 
alle SeJbstschutzpflichtigen im Alter von 16 bis 
65 Jahren zur Teilnahme an der insgesamt zehn 
Stunden dauernden Grundausbildung zu verpflich­
ten. Angesichts des zahlenmäßigen Umfanges die­
ser Personengruppe konnte an eine Erhöhung 
der Stundenzahl nicht gedacht werden. Schon 
damals war es jedoch klar, daß zehn Stunden für 
die Vermittlung des Lehrstoffes ein kaum noch zu 
vertretendes Minimum darstellen. Es mußte auch 
davon ausgegangen werden, daß die "Lebens­
rettenden Sofortmaßnahmen" mit mindestens fünf 
Stunden in den Lehrplan einzubauen waren. Oie 
Sanitätsorganisationen hatten die Dauer der ver­
gleidlbaren, von ihnen durchzuführenden Unter­
weisung in "Sofortmaßnahmen am Unfallort" auf 
sechs Stunden festgesetzt. Um die allgemeinen 
Selbstschutzthemen (5 Stunden) nicht noch mehr 
kürzen zu müssen, wurden Maßnahmen der Ab­
sicherung einer UnfallsteIle und der Bekämpfung 
weiterer Gefahrenquellen vorerst einmal aus dem 
Lehrplan der Selbstschutzgrundausbi ldu ng aus­
geklammert. Somit betrug der zeitliche Anteil der 
"Lebensrettenden Sofortmaßnahmen" innerhalb 
der Selbstschutzgrundausbildung fünf Stunden. 

Diese neue Grundausbildung wurde Anfang 1969 
eingeführt. Schon die ersten Erfahrungen, die in 
den Dienststellen des BVS nach Einführung und 
schon bei vorangegangenen Erprobungen gewon­
nen wurden, ließen eine Erweiterung als dringend 
erforderlich erscheinen. 

Die Erfahrungen wiesen in eine bestimmte Rich­
tung. Es zeigte sich, daß eine Erweiterung haupt­
sächlich folgenden Zwecken zu dienen hat: 

Dem Selbstsdwtzlehrer muß die Möglichkeit ein­
geräumt werden, sich mehr als bisher auf die 
Belange des jeweiligen Teilnehmerkreises einzu-

stellen. In die "Lebensrettenden Sofortmaßnah­
men " sind auch die ursprünglich aus Zeitmangel 
nicht berücksichtigten, dennoch sehr wichtigen 
Themen aufzunehmen. 

Um eine wirklichkeitsnahe und interessante 
Selbstschutzgrundausbildung zu erreichen, wird 
der Teil I (Gefahren und allgemeine Schutz maß­
nahmen im Selbstsdlutz) um 40 Minuten erweitert. 
In dieser zusätzHdlen Zeit kann der Selbstschutz­
lehrer je nach Teilnehmerkreis und Lehrgangs­
stärke die praktische Ausbildung (Brandschutz 
sowie Selbstbefreiung und Rettung) vertiefen oder 
auf besondere Belange bestimmter Personen- und 
Berufsgruppen, wie z. B. Teilnehmer aus gewerb­
lidlen Betrieben, Behörden und landwirtsdlaft­
Ildlen Betrieben, eingehen. Es besteht nunmehr 
auch die Möglichkeit, Fragen der Teilnehmer ein­
gehender zu beantworten. 

Der textlidle Inhalt der übrigen Zeit des Teils I 
und der Lehrplan werden von dieser Erweiterung 
nidlt berührt. 

Für den Teil 11 der Selbstsdlutzgrundausbildung 
(Lebensrettende Sofortmaßnahmen) wird der bis­
herige Lehrplan um das Thema "Absidlerung der 
VerkehrsunfallsteIle und Bekämpfung weiterer Ge­
fahrenquellen " (zusätzlidl 40 Unterrichtsminuten) 
erweitert. Darin werden Hinweise über das richtige 
Verhalten an einer Unfallsteile zur Vermeidung 
weiterer Unfälle gegeben. Es wird gezeigt und 
geübt, wie ein brennender Motor gelösdlt wird 
und verklemmte Türen sich schnell öffnen lassen. 
Nidlt Selbstzweck, sondern das Bestreben, die 
Grundausbildung zu verbessern und den jeweili­
gen Erfordernissen (audl in Zukunft) anzupassen, 
ließen eine Erweiterung geboten erscheinen. Aller­
dings muß der Teilnehmer die Überzeugung ge­
winnen, daß ihm etwas vermittelt wird, womit er 
im Falle der Gefahr sich, seinen Angehörigen und 
seinen Mitmenschen helfen, vielleicht sogar 
lebensentscheidend helfen kann. Nur dann wird 
er Verständnis für die auf zwölf Stunden ver­
längerte Ausbildung aufbringen. 

An jedem BVS-Mitarbeiter liegt es nun, die Er­
wartungen nicht zu enttäusdlen, weiterhin durch 
gut fundierte Gestaltung der Selbstschutzgrund­
ausbildung die Bevölkerung zu überzeugen. So 
gesehen kann die Selbstsdlutzgrundausbildung 
die Öffentlichkeitsarbeit des BVS wirksam unter-
stützen. Fritz Pichin 







nate dauert, worauf der Wehrpflichtige ei­
ner Provinzeinheit zugeteilt wird. Das Ge­
setz von 1961 umreißt die Pflichten der 
.. Protezione Civile " folgendermaßen : 

1. Die traditionellen Aufgaben der Brand­
verhütung und -bekämpfung. 

2. Technische Dienste zum Schutz der Per­
sonen und Erhaltung des Gutes. 

3. Ein erster ausdrücklicher Hinweis auf die 
Gefahren in der Anwendung von Kernen­
ergie. 

4. Schulung der zum Einsatz kommenden 
Einheiten zum Schutze der Bevölkerung. 

Diese schematische Aufstellung enthält 
erstmalig einen Hinweis auf die Gefahren 
bei der Anwendung von Kernenergie. Fer­
ner gibt es auch erstmalig einen zwar all­
gemeinen, aber nicht übersehbaren Hin­
weis über die einzusetzenden Einheiten im 
Falle von Katastrophen und zum Schutz der 
Bevölkerung. 
Diese bei den grundsätzlich neuen Hinweise 
erweitern also die tradit ionellen Aufgaben 
der .. Vigili " und bilden somit das Charakte­
ristikum der "Protezione Civile". 
Folgerichtig wurden deshalb in der letzten 
Zeit weitere Einsatzeinheiten aufgestellt , 
die den Namen "Colonne Mobil i" erhielten. 
Diese Kolonnen sind für einen schnellen 
und massiven Einsatz im Katastrophenge­
biet ausgerüstet. 
Überdies wurde das Land mit einem Netz 
von Stationen zur Kontrolle der Luftradio­
aktivität überzogen. Eine Änderung des Ge­
haltes der Atmosphäre an Substanzen er­
höhter Radioaktivität kann entweder durch 
Unfälle bei Reaktoren und Versuchsanstal ­
ten oder durch Vorgänge in anderen Län­
dern verursacht worden sein. Die regelmä­
ßige Kontrolle der Atmosphäre ist demnach 
von elementarer Bedeutung. 
Im November 1961 erfolgte die Aufstellung 
von acht Zoneninspektoraten unter Auftei­
lung des Landes in acht Zonen und drei 
Unterzonen : Turin, Mailand, Venedig, Flo­
renz, Rom, Neapel, Bari und Reggio Cala­
bria (mit Jurisdiktion über Sizilien) . 
Die "Colonne Mobi!l" unterstehen direkt 
den Inspektoraten. Die zwei Gesichtspunkte 
bei der Aufstellung ermöglichen raschen 
Einsatz und sofortige Spezialausrüstung je 
nach der Natur der betreffenden Katastro­
phe. 
Personal- und Ausrüstungsmaterial unter­
scheiden sich wesentlich von dem der tra­
ditionellen Feuerwehr. Ferner sind die Ein­
heiten in elementare Gruppen durchgeglie­
dert. Dies ermöglicht von Fall zu Fall eine 
sofortige Neuaufstellung, die für d ie jewei­
ligen Erfordernisse typisch ist. 
Der Aufbau vollzog sich in den vergange­
nen Jahren allmählich und begann in Rom 
mit der Aufstellung der ersten "Colonna 
Mobile Centrale". Diese kam dann mit 
durchaus zufriedenstellendem Erfolg bei 
der Katastrophe von Vajont, der über­
schwemmung 1966 in Florenz und dem Erd­
beben 1968 in Sizilien zum Einsatz. 
Beinahe sofort stellte sich die Zweckmäßig­
keit weiterer Kolonnen heraus. Es wurde 
eine im Norden des Landes und eine im 
Süden aufgestellt. Dabei zeigte sich zu-

nächst ein solcher Mangel an geeignetem 
Personal, daß in der ersten Zeit nur das 
Material gelagert werden konnte. Die Ein­
sätze selbst mußten mit Personal aus Rom 
erfolgen. 
Um besonders den Einsatz mit örtlich gela­
gertem Material, jedoch mit herbeigezoge­
nem Personal prakti sch zu überprüfen, er­
folgte die erste große Übung der "Protezio­
ne Civile" . Sie führte den Namen " Alba I" 
und hatte zum Thema einen Deichbruch in 
Montalbano lonico am Ionischen Meerbu­
sen. Das Personal wurde auf dem Luftweg 
herangeführt. Das Resultat dieser übung : 
Trotz des denkbar schnellen Einsatzes wä­
re alles noch viel zu langsam gewesen. 
Zunächst einmal die Wartezeit bei der Be­
re itstellung von genügend Transportflug­
zeugen. Weitere Schwierigkei ten ergaben 
sich bei der Unterbringung des Personals, 
der Wartung der Kraftfahrzeuge und der 
Lagerung des Einsatzmaterials. Die Not­
wendigkeit der Konzentration an einem vor­
her nicht bekannten Einsatzort führte zu 
einem Komplex von Nachschubproblemen. 
So kam es zu der Entscheidung, daß eine 
Verteilung der Einsatzkolonnen über das 
ganze Land den Zwecken besser entsprä­
che. Es wurden also die erwähnten acht Ko­
lonnen aufgestellt 
Zur Prüfung des neuen Systems - nun be-

Immer wieder ereignen sich 
schwere Naturkatastrophen, 
wie z. B. das Erdbeben auf 
Sizilien Im vergangenen Jahr, 
das ganze Ortschaften dem 
Erdboden gleichmachte und 
dem zahlreiche Menschen 
zum Opfer fielen. Angehörige 
der Protezione Civlle wurden 
zu AUfräumungsarbeiten und 
zur Bergung verletzter Men­
schen eingesetzt. 

stehend aus der "Colonna Cen­
trale" in Rom und den acht peri­
pherischen Kolonnen - wurde 
1965 die übung "Borea 11" auf 
dem Massiv von Matese (Süd­
italien) durchgeführt. Bei der Kri­
tik ergab sich die grundsätzliche 
Zweckmäßigkeit der räumlichen 
Verteilung aller Einsatzkolonnen. 
Im Laufe des Jahres 1965 wurde 
die Aufstellung der Kolonnen und 
der dazugehörenden Materialde­
pots zum Abschluß gebracht. Zur 
überprüfung erfolgte im Juni 1966 
die Übung "Catore 111 " in der ge­
birgigen Gegend des Hinterlandes 
von Genua. 
In der Regel besteht jede Ein­
satzkolonne aus 180 Mann mit 
rund 100 Fahrzeugen, aufgeteilt 
in 12 bis 20 operative Einheiten. 
Dazu kommt eine mit Spezi al ge-

räten - auch Hubschraubern - ausgerüste­
te Einheit mit logistischen Aufgaben. Jede 
Kolonne ist natürlich in ihrer Größe und 
Ausrüstung den Gegebenheiten ihres Ter­
ritoriums angepaßt. 
Zuzüglich und als Reserve kommen noch 
die bei den zentralen Ausbildungsstätten 
kasernierten Schüler hinzu. Diese Mann­
schaften können jederzeit auf dem Land­
oder Luftweg an ihren Einsatzort befördert 
werden . Logischerweise füh ren diese Ver­
bände deshalb die Bezeichnung "Nucleo 
Centrale di Manovra", was etwa "Zentra­
ler Manöverkern " bedeutet. Bei allen übun­
gen in größerem Rahmen der "Protezione 
Civile" - und besonders bei der letzten 
Übung " Eolo V" - hat sich die Nützlichkeit 
dieser Einrichtungen herausgestellt. 
Während bei Katastrophenfäl len alle bishe­
rigen Verbände auf Grund ihrer Spezialaus­
bildung im Rahmen ihrer Zweckmäßigkeit 
zum Einsatz kommen, l.lufen parallel dazu 
prakti sch immer neue Aktionen jeglicher 
Art in bezug auf d ie Betreuung der betrof­
fenen Bevölkerung. Für diese wiederum 
muß der Einsatz unter versch iedensten Ge­
sichtspunkten erfolgen. Es wurden also par­
allel zu den acht techniSchen Einsatzko­
lonnen weitere acht "Reparti di Soccorso 
PubbJico " (Abteilung für öffentliche Hilfe­
leistung) geplant und zwei davon 1965 er-
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richtet. Hierfür wurden zwei Bataillone der 
"Pubblica Sicurezza" (kasernierte Polizei) 
verwendet ; das eine in Rom, das andere 
in Padua. Geplant ist der Einsatz von ins­
gesamt 8 sold1er Polizei bataillone sowie 
von zwei weiteren Einheiten der Karabinieri 
(Gendarmerietruppen), Außerdem obliegt 
den Karabinieri der Einsatz in der Region 
von Trentino-Alto Adige, Sizilien und Sar­
dinien, die als Unterzonen zu betrad1ten 
sind, 
Aufgabe ist die erste Hilfeleistung für die 
Bevölkerung, die Einrid1tung von Verband­
plätzen und Notunterkünften sowie die Aus­
gabe von Mahlzeiten . Der Einsatz dieser 
Einheiten sd1ließt nid1t den Einsatz ande­
rer geeigneter Einheiten und Organisatio­
nen aus, 
Als nädlster Sd1ritt bei der Hil feleistung 
wurde die Einridltung von 12 "Centri Assi­
stenziali" beschlossen; Betreuungsstellen, 
von denen jede zunäd1st eine Aufnahme­
fähigkeit von je 1000 Hilfsbedürftigen hat. 
Groß ist der Bereich auf dem Sektor der 
Atomkernkatastrophen, den die "Protezione 
Civile" zu betreuen hat. In Italien gibt es 20 
größere und kleinere Anlagen für Kernener­
gie, und weitere sind geplant. Für jede die­
ser Anlagen muß ein Plan für den Katastro­
phenfal1 ausgearbeitet werden, Das endgül­
tige Inkrafttreten eines sold1en Planes un­
tersteht einer ganzen Anzahl von Kompe­
tenzen, Die Ausarbeitung ist jedoch Sad1e 
des Innenministeriums. Jeder Plan enthält 
bestimmte Maßnahmen für das Warnsy­
stem, die ersten Vorkehrungen und den 
massiven Einsatz. 
Einige "Atomunfälle" haben bereits das In­
teresse der öffentlichkeit auf dieses Pro­
blem gelenkt. Sie bestätigen die Notwen­
digkeit geeigneter Vorkehrungen. Es ge­
nügt, auf die Gefahren ungeahnten Ausma­
ßes hinzuweisen, die nad1 einem Reaktor­
unfall entstehen : radioaktive Verseud1ung 
von Land und Meer, die Verseud1ung aus 
radioaktiven Wolken. 
So erfolgte im ganzen Land bei den Posten 
der Karabinieri die Installation eines eng­
masd1igen Netzes von lonometern. Perso­
nal, Karabinieri und Vigili mußten ausgebil­
det werden. Praktisd1 erprobt wurde das 
Netz im Juni 1966 durch eine Übung in der 
Lombardei, deren Ergebnisse sehr befrie­
digend waren. 
Die ganze Entwicklung war zunächst Neu­
land, die entspredlenden Ausgaben waren 
sehr hod1. Die Aktion ist noch lange nicht 
abgeschlossen. Bisher durchaus nicht be­
friedigend sind die Nachridltenübermittlung 
und die sdlOelle Auswertung der Resultate 
zur Herstellung des Lagebildes. Hier sind 
die Bemühungen sehr intensiv, um redlt 
bald zu einem besseren Resultat zu kom­
men. 
Frühzeitig schon erkannte man den Wert 
der Hubschrauber im Einsatz. Bereits 1955 
setzte das "Corpo Nazionale dei Vigili dei 
Fuoco" Hubsd1rauber ein. Gegenwärtig 
verfügt das Korps über zehn Hubschrauber, 
Das Personal besteht aus 10 Inspektoren 
der technisd1en Laufbahn und Fachmecha­
nikern. Der Dienst teilt sidl in vier " nuclei" 
(Kerne oder Gruppen) auf, und zwar in 

Rom, Genua, Modena und Pescara. Doch 
kommen recht bald zwei weitere Gruppen 
hinzu, die direkt der Generaldirektion im 
Innenministerium unterstehen. Jede Grup­
pe ist versehen mit einer Spezialausrü­
stung, zwei LKW und einem geländegängi­
gen Kraftfahrzeug mit Vierradantrieb. Die 
bei den LKW bilden den mobilen Stützpunkt 
der Hubschrauber und transportieren Be­
triebsstoff sowie alle Kontrolleinrichtun­
gen, Ersatzteile usw. Im Einsatz erwies sich 
die große Nützlichkeit der Hubschrauber 

Hilfseinheiten bergen nach einem 
schweren Unfall das Wrack eines Autos. 

sowohl in der Aufklärung als auch im direk­
ten Versorgungs- und Rettungseinsatz 
Im Sinn der erweiterten Dimension, in der 
nun dIe "Protezione Civile" geplant wurde, 
trat das Problem freiwill iger Hilfskräfte im­
mer mehr in den Vordergrund . 
Durch Zirkular des Innenministeriums vom 
März 1966 wurde deshalb die Aufmerksam­
keit der Präfekten und Provinzleitstel1en der 
.. Vigili " darauf gelenkt, daß es tunlidl sei , 
alle ernsthaften Angebote freiwilliger Mit­
arbeit anzunehmen, besonders von den ört­
lichen Organisationen der Pfadfinderbewe­
gung. 
So fand in der Nähe von Rom eine ganze 
Reihe übungen mit Pfadfindergruppen 
statt. Dabei wurde der schnelle Aufbau von 

Flüchtlingslagern durchexerziert, mit der 
Verteilung von Sd1nellmahlzeiten aus Feld­
küchen und der Ausgabe von Paketen mit 
Kleidung und Liebesgaben. Im Juni 1968 
nahmen die so gebildeten freiwilligen Hilfs­
organisationen an der übung " Eolo V" teil. 
Audl bei dieser Gelegenheit bestand ihr 
Einsatz in den oben genannten Aufgaben. 
Die Bewährung im Ernstfall erfolgte erstma­
lig bei der Obersdlwemmung im Herbst 
1966 und in großem Umfang beim Erdbe­
ben auf Sizilien im Januar 1968. Es ist noch 
in Erinnerung aller, wie hier die organisier­
ten Gruppen freiwilliger Helfer ihre segens­
reiche Tätigkeit mit großer Begeisterung 
und hödlstem Nutzeffekt entfalteten, 
Die Bewährung erweckte den Wunsch, den 
Einsatz freiwilliger Helfer soweit wie mög-
1id1 auf alle jene Provinzen auszudehnen, 
wo sich der ernsthafte Wille zur Mitarbeit 
zeigte. Besonders beim sizilianischen Erd­
beben einsatz hatten sld1 Arbeitsgebiete er­
öffnet, auf denen ein organisierter Einsatz 
ohne große ted1nische Vorbereitung höchst 
nützlich sein könnte. Z. B.: Meldegänger, 
Dokumentation durch Fotos und Filme, alte 
Sektoren der sozialen Betreuung, Lagerver­
waltung , Verte ilung von Lebensmitteln und 
Gegenständen an die zu Betreuenden, ent­
sprechende Verwaltungstätigkeit. 
Die Folge war ein in jüngster Zeit an alle 
Präfekten und Provinzleitstellen gerichtetes 
Zirkular mit der Weisung, örtlidle Hilfsor­
ganisationen geeigneter Art zu unterstützen 
und deren Bestrebungen förderlid1 zu sein. 
Die Folgen präsentieren sich mannigfaltig : 
Zunächst einmal wurden in allen Provinzen 
Lehrgänge eingerichtet. In den einzelnen 
Präfekturen fanden periodische Treffen der 
örtlichen Pfadfinder mit den behördlichen 
Vertretern statt, wobei aud1 die weiblichen 
Jugendorganisationen berücksidltigt wur­
den. 
Eines der widltigsten Ziele ist weiterhin, 
die Bevölkerung immer intensiver mit den 
Zielen der "Protezione Civile" bekannt zu 
machen. 
Deshalb soll auch die letzte und nidlt un­
wichtige Absid1t dieser Studie darin beste­
hen, einen Hinweis auf die Ausbildungsstät­
ten der "Protezione Civile" in deren Zen­
tren zu geben, 
Die .. Scuola Centrali Anticendi " (Zentral­
schule zur Brandverhütung) entstand auf 
Grund des Gesetzes vom 27. 2. 1939 bei 
Cappannelle, einem Vorort Roms. Die In­
dienststellung erfolgte am 12. 9. 1941 . 
Während des Zweiten Weltkrieges kamen 
ganze Scharen von Ted1nikern aus diesen 
Schulen, deren Einsatz im Kriege sehr posi­
tiv bewertet werden muß. Bei Kriegsende 
bezogen zunächst alliierte Truppen dort ihr 
Quartier, Doch wurde der Komplex, der ei­
ne Flächengröße von 16 Hektar hat und an 
der Via Appia zwisd1en dem 11. und 12. Ki­
lometerstein liegt, redlt bald an die Behör­
den zurückgegeben und dann vom ersten 
Chef der damaligen "Difesa Civile" von 
Grund auf renoviert. 
Der Komplex umfaßt eigentlich drei Schu­
len: eine für Inspektoren, eine für Unteroffi­
ziere und Spezialisten und eine für freiwilli­
ge .. Vigili" und Hilfsfreiwillige, Schon von 

7 



weitem kann man, wenn man von Rom nach 
Süden über die neue oder - bei günstiger 
Sicht - über die alte Via Appia fährt, den 
imposanten Springturm der Schule sehen. 
Für den Schreiber dieser Zeilen stellte eine 
Springübung ganzer Abteilungen von" Vigl­
Ii " , der er als Gast beiwohnte, ein unver­
geßlidles Erlebnis dar. 
Der Schule angegliedert ist eIne größere 
Forschungsstelle mit Laboratorien für Che­
mIe, Kernphysik, Elektrotechnik und Fern­
meldewesen, Hydraulik, Maschinenbau, 
Thermotechnik, Hodl- und Tiefbau. 
Jedes dieser Laborator ien läßt sich von ei­
nem Hochschullehrer vom Fach beraten 
und wird von Offizieren mit abgeschlosse­
ner Hodlsdlulblldung und im IngenIeurs­
rang geleitet. 
Der Aufgabenkreis dieser Laboratorien um­
faßt : 
a) Auf Weisung der Generaldirektion Prü­
fung von Maschinen, Geräten und Mate­
rialien, Versuche an den fOr die "Protozione 
Clvlle" wichtigen Geräten und Forschung 
für technische Verfahren. 
b) Soweit möglich, Kontrollen und Prüfun­
gen von Maschinen und Materialien auf An­
trag öffentlicher und privater Körperschaf­
ten und Organisationen. 
c) Untersuetlung von Fragen aktueller Art 
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Oben: Hier wird das Löschen eines 
brennenden Flugzeugs geübt 
Darunter: Weibliche Hilfskräfte 
fahren zu einer Obung. 

den Dienst betreffend, wie Brandbekömp­
fung und -verhütung, Schutz der Bevölke­
rung, Erhaltung von Hab und Gut. 
Ernst zu nehmen ist die Tatsaetle, daß Ita­
lien - im Gegensatz zu vielen anderen 
Ländern - nom nicht einmal Ansätze zu 
einem Warn system hat, geschweige denn 
über Schutzräume irgendwelcher Art v.er­
fügt. Die gesetzl iche Verankerung, ohne die 
jede vollständige Bewältigung der dringen­
den Aufgaben der "Protezione Clvilo" -
audl wegen der hierzu nötigen finanziellen 
Mittel - nicht möglich sind, gleicht nom ei­
nem Schiff auf hoher See. Es ist aber zu 
hoffen, daß die betreffende Gesetzesvor­
lage bald rechtskräftiges Gesetz wird Oie 
5. Legislaturperiode, die bis 1973 dauert, 
aürfte dafür ausreichen. 
Zum Schluß wollen wir nicht vergessen, den 
Mann zu erwähne.n, der seit einiger Zeit der 
"Protezione Civile" vorsteht. Smritt um 
Sdlritt gegen unzählige Schwierigkeiten an­
kämpfend, kommt er allen den Zielen nä­
her, die er sich gesetzt hat. Es Ist der Prä­
fekt Giuseppe Migliore. Obwohl noch jung 
an Jahren, ist er bereits als Verwaltungsju­
rist und Organisator ein Meister. Mit einem 
Stab bewährter und fachkundiger Mitarbei­
ter arbeitet er unermüdlich für den Schutz 
der Bevölkerung seiner Heimat. • 









Universität Washington, das Hudson-In­
stitut des Atom-Professors Kahn bei New 
York und das Britische Institut für strate­
gische Studien in London großen Ruf er­
langt. 

Es erhebt sich also zwangsläufig die Frage, 
ob wir im Katastrophenschutz nod1 länger 
ohne modornes Management auskommen 
oder ob wir durd1 eine wissensd1aftliche 
Erforsd1ung der Katastrophen und Gefah­
ren In unserer heutigen und künftigen Welt 
und deren Auswertung auch hier zu besse­
ren Erkenntnissen, Grundlagen und 
schließlich wirksameren Lösungen kommen 
können. Wenn man die geschichtlichen 
überlieferungen und eigenen Erinnerungen 
an die Katastrophen in Deutschland an sich 
vorüberziehen läßt, dann zeigen sich trotz 
aller posit iven Tatsachen immer wieder 
Mängel, die auf Unzulängl ichkeiten hinwei­
sen und die Frage unterstreichen : "Wären 
bei einer frühzeitigen Erforschung von Ur­
sachen und Wirkung mit modernen wissen­
schaftlichen Methoden diese Mängel zu 
vermeiden?" Auf einigen Gebieten, die mit 
Katastrophen und Katastrophenbekämp­
fung in Zusammenhang stehen, arbeitet die 
Wissenschaft bereits, jedoch oft ohne den 
nötigen engen Kontakt mit den für den Ka­
tastrophenschutz zuständigen Schlüssel­
kräften. Insbesondere fehlt es aber offen­
kundig an einer Koord inierung und geziel­
ten Auswertung. 

Betrachten wir einmal ohne Anspruch auf 
Vollständigkeit die verschiedenen Arten 
von Katastrophen in unserem Lande und 
ihre Bekämpfung bzw. die spezifischen 
Hilfsmaßnahmen. 

Verschiedene Katastrophenarten 

Oberingenieur Georg Feydt hat in Heft 
4 1969 dieser Zeitschrift den Begriff der 
Katastrophe genauer umrissen und gegen 
andere Größenordnungen von Schadens­
ereignissen abgegrenzt. Fassen wir kurz 
zusammen, daß eine Katastrophe ein Scha­
densereignis Ist, von dem eine große Zahl 
von Menschen bzw. ein großer Raum be­
troffen sind, das das normale soziale und 
wirtschaftliche Gefüge im Schadensgebiet 
bedroht oder zerstört, das Interesse der 
Allgemeinheit berührt und den Charakter 
des Außergewöhnlichen trägt. 

Nach Ursachen und Ort der Ereignisse un­
terscheiden wir verschiedene Arten von Ka­
tastrophen, die man in Gruppen zusammen­
fassen kann. Die älteste Gruppe ist die der 
Naturkatastrophen. 

Sturm- und Sturmflutkatastrophen 

In manchen Gebieten der Erde ereignen 
sich immer wieder in kurzen Zeitabständen 
Sturm katastrophen. Da sind zum Beispiel 
die Wirbelstürme, die in der Nähe des 
Äquators auf den Meeren entstehen, wo 
sich die gegenläufigen Passatwinde berüh­
ren. Sie ziehen oft Hunderte und Tausende 
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von Kilometern landeinwärts und hinterlas­
sen eine Spur schwerster Zerstörung. Nord­
amerika, Ostasien, Indonesien und Austra­
lien werden häufig von den Hurricans, auch 
Zyklone oder Taifune genannt, heimge­
sucht. Unser Land liegt gottlob nicht in 
einer solchen Zone. 

Unsere Sturmkatastrophen werden zumeist 
durch flächige Sturmerscheinungen, die Or­
kane, ausgelöst. Das nördliche Deutschland 
und die Seegebiete vor den deutschen Kü­
sten, welche nicht durch Gebirgsketten ge­
gen die Hauptwindrichtung geSchützt sind, 
haben häufiger Orkane zu verzeichnen als 
Süddeutschland. Die Vorhersage von Stür­
men und Orkanen durch den amtlichen 
Wetterdienst ist verhältnismäßig gut ent­
wickelt. Der steigende Einsatz von Wetter­
satelliten wird in Zukunft zu weiteren Ver­
besserungen führen. Es wäre aber zu prü­
fen , ob das gegenwärtige Warn system nicht 
noch besser ausgebaut werden könnte. So 
wäre auch eine kurzfristige und zeitlich 
dichtere Warnung der Bevölkerung und ins­
besondere der Verkehrsteilnehmer über die 
Rundfunk- und Fernsehstationen zweifellos 
wünschenswert . 

Verhältnismäßig selten sind in unserem 
Lande die Tornados, das sind Wirbelstür­
me, die auf dem Festland entstehen. Sie 
können sich bitden, wenn schwere kalte 
Luft über erwärmter feuchter, hochströmen­
der Luft liegt. Es kommt dann zur Ausbil ­
dung des berüchtigten Schlauchs, der 
schließlich die Form einer Sanduhr an­
nimmt. Der Wirbelfuß entwickelt eine ver­
heerende Saugwirkung. Daß wir auch mit 
solchen Wirbelstürmen rechnen müssen, 
hat die Katastrophe von Pforzheim und Um­
gebung am 10. Juli 1968 gezeigt. Es ent­
stand wäh rend eines schweren Gewitters 
ein Tornado und zog einen 25 km langen, 
ca. 500 m breiten Streifen der Verwüstung 
von Ettlingen ostwärts Karlsruhe bis in das 
südliche Pforzheim und mehrere Nachbar­
orte. Innerhalb von wenigen Minuten wur­
den allein in Pforzheim 1500 Wohnungen 
zerstört oder schwer beschädigt. über 200 
Menschen wurden schwer verletzt, zwei To­
te waren zu beklagen. Verkehrswege und 
Versorgungseinrichtungen wurden unter­
brochen. Den Gesamtschaden schätzte man 
auf 150 Mio DM. Oie Tornadokatastrophe 
von Pforzheim ist ein typisches Beispiel da­
für, wo die Grenzen menschlicher Planung 
auch unter den Gesichtspunkten modern­
ster Forschung liegen. Diese Katastrophe 
hätte man auch mit neuzeitlichsten Metho­
den und Mitteln nicht vorausberechnen 
können. 

Sturmfluten eröffnen dagegen für eine mo­
derne wissenschaftliche Forschung zahlrei­
che gute Ansätze. Sturmfluten entstehen 
dadurch, daß starke bzw. anhaltende Winde 
das Wasser des Meeres gegen die Küsten 
treiben. Die normale, astronomisch (d. h. 
durch den Umlaufstand des Mondes) be­
dingte Flut wird aufgehöht. In den großen 
Flußmündungen kann hinzukommen, daß 
der Fluß vom Binnenland her Hochwasser 
führt , sogenanntes Oberwasser. So wie man 

verschiedene feste Körper, wie etwa Bau­
steine, übereinandertürmen kann, so kön­
nen sich Flut, Oberwasser und das vom 
Wind gestaute oder getriebene Wasser 
überlagern. Die größte Sturmflut der jüng­
sten Vergangenheit ereignete sich am 16.1 
17. Februar 1962 an den deutSchen Nord­
und Ostseeküsten. Die Flut erreichte an der 
Nordsee eine bisher noch nie dagewesene 
Höhe : rd . 60 cm über dem bisherigen Ma­
ximum von 1825. Sie übersprang weite, zu 
niedrige Deichstrecken und zerstörte bzw. 
beschädigte die anderen, deren Kronen die 
höchste Flut nur wenig überragten, an zahl­
reichen Stellen. Allein das Land Nieder­
sachsen meldete über 400 Schadensstellen 
an den Deichen. Hunderte von Quadratkilo­
metern Gelände, darunter große Wohnge­
biele, wurden überschwemmt. Auch an der 
Ostseeküste verursachte der nach Osten 
ziehende Orkan eine katastrophale Flut mit 
großen Schäden. 341 Menschen fanden im 
Küstengebiet den Tod , hauptsächlich als 
Folge davon, daß sIe nicht rechtzeitig ge­
warnt werden konnten. Rund 30000 Men­
schen wurden obdachlos. Die Schäden gin­
gen in die Milliarden. 1255 Wohnungen 
und 6231 Behelfsheime wurden unbewohn­
bar und zumeist zerstört. Ganze Stadtvier­
tel standen im Wasser und ihre ausharren­
den Bewohner muBten versorgt werden. 
Fassungslos fragten sich damals die Be­
troffenen ebenso wie weite Kreise unseres 
Volkes, ob man diese Katastrophe nicht we­
nigstens mit einer gewissen Wahrschein­
lichkeit hätte voraussehen können. 

Gerade diese Sturmflut vom Februar 1962 
zeigt als Musterbeispiel, daß die wissen­
schaftliche Erforschung der Ursachen und 
insbesondere der theoretischen Möglichkei­
ten und Wahrscheinlichkeiten von Katastro­
phen immer zwingender wird. Man kann 
daraus zwar kaum einen Vorwurf ableiten, 
daß dies bezüglich der Sturmfluten an un­
seren Küsten früher hätte geschehen müs­
sen. Man hätte, um auf das Jahr 1962 bes­
ser vorbereitet gewesen zu sein, spätestens 
etwa 1955 bis 1957 damit beginnen müs­
sen. Wer wagt es zu behaupten, er hätte 
bereits vor 12 oder 15 Jahren gewuBt, wie 
sich die EDV entwickeln und welche Mög­
lichkeiten sie uns bieten würde? Jeder Mit­
arbeiter eines Teams in der EDV würde 
aber auch sehr erfreut sein, hätte er für die 
Lösung aller seiner Aufgaben so viele Da­
ten als Grundlagen wie auf diesem Gebiet. 
über die Ursachen von Sturmfluten sind 
viele Bücher geschrieben worden. Wir kön­
nen hier nur die wichtigsten Erkenntnisse 
kurz zusammenfassen. 

Der Rückblick in die Geschid'lte zeigt elOe 
lange Reihe von Katastrophenfluten in 
früheren Zeiten : 

Etwa 340 v. Chr. Große Sturmfluten lösen 
die Völkerwanderung der Chimbern aus 
Jütland aus. 

1012 n. Chr.: Älteste geschichtlich genau 
datierte Sturmflut. 

1144 : Eindringen einer Flut bis 100 km ins 
Binnenland. 



17. Febr. 1164: "Julianen-Flut" führt zur 
Entstehung des Jadebusens. 

16. Jan. 1219: .. Marcellus-Flut" mit Tausen­
den von Todesopfern. Viele Bewohner wan­
dern aus. 

24./26. Dez. 1277: "Weihnachts-Flut ", Un­
tergang von 30 Dörfern. 

16. Jan. 1362: .. Große Mandrenke" , Unter­
gang der nordfriesischen Stadt Rungholt . 
Von Dänemark bis Flandern angeblich 
100000 Tote. 

1. Nov. 1570: "Allerheiligen-Flut", eine der 
gewaltigsten Sturmfluten der Geschichte. 

Hochsommer 1630: "Stille Flut", eine sehr 
rätselhafte Erscheinung bei Windstille, ver­
mutlich astronomisch bedingt oder durch 
Erdbeben im Meer ausgelöst. 

11 . Okt. 1634: Zweite "Mandrenke" , dabei 
Inseln Pe1tworm, Nordstrand und Nord­
strandisdlmoor voneinander Qetrennt. In 
Nordfriesland ertranken 9000 Menschen 
und 50000 Stück Vieh. 

24./25. Dez. 1717: Zweite _Weihnachts­
Flut" . Fast 11 000 Menschen und 90 000 
Stück Vieh ertranken. 3400 Häuser gingen 
verloren. 

9. Juli 1770: Fünf Deichbrüche in den Vier­
landen südlich Hamburg durch Hochwasser 
der Eibe. überschwemmungen bis Hambur­
ger Deichtar. Viele Menschen und zahlrei­
ches Vieh ertranken. Als Folge Hungersnot. 

4.15. Februar 1825: Sdlwerste Sturmflut 
der Neuzeit vor 1962. Insel Neuwerk 
sdlwer betroffen, starke Sdläden in Ham­
burg. 789 Tote und 45000 Stück Vieh ge­
tötet. 2400 Gebäude wurden zerstört. 

Die Fachleute sind sich heute üQer folgende 
Faktoren einig, die zu den sdlrecklidlen 
Folgen der Sturmflut 1962 beigetragen ha­
ben: Die Landgebiete, in denen das Flut­
wasser Platz finden konnte, waren im Laufe 
der Zeit durch viele Eindeichungen kleiner 
geworden. Der Bau von Häfen hat die hy­
draulischen Gegebenheiten der Gewässer 
und die Gestaltung der Erdoberfläche eben­
falls verändert. Beobachtungen über Jahr­
zehnte ergaben außerdem, daß der Wasser­
spiegel der Nordsee langsam, aber ständig 
ansteigt, und zwar um 29 cm in 100 Jahren. 
Verglichen z. B. mit 1825 läuft heute das 
Hochwasser um 40 cm höher auf. Ferner 
sacken die Deiche mit der Zeit ab. Oie Ent­
stehung der Sturmflut 1962 führt man auf 
ein besonderes Zusammentreffen meteoro­
logisdler Ereignisse zurück. Am 12./13. 
Februar hatte ein Orkan bereits zu einer 
hohen Flut geführt und Wassermassen in 
die Nordsee gedrückt. Diese waren noch 
nidlt abgelaufen, als der zweite Orkan am 
16J17. Februar seinen Höhepunkt erreich­
te. Doch bleibt festzuhalten, daß die Stärke 
dieses Orkans nicht einmal den maximalen 
Wert erreichte, den man für die Nordsee an­
nehmen muß. Zwar wurden Böen bis Wind­
stärke 12 gemessen. Doch blieb die mittle­
re Windstärke zwischen 7 und 8. Die Dauer 
des Winds taues auf die deutSchen Küsten 
zu war aber mit 45 Stunden ungewöhnlich 

lang. Der anhaltende Windstau führte zu 
der Katastrophe, obwohl zu der Zeit keine 
astronomisch bedingte Springflut stattfand 
und die Flüsse kein hohes Oberwasser 
führten. Mehrere Fachleute haben auf 
Grund ihrer späteren Untersudlungen dar­
auf hingewiesen, daß bei einem zufälligen 
Zusammentreffen von noch größerer Wind­
stärke, Springflut und Oberwassermaximum 
die Flut eine noch beträchtlich größere 
Höhe erreichen könnte. Es ist also aller 
Grund gegeben, zu prüfen, ob uns die Wis­
senschaft in Zusammenarbeit mit der EDV 
helfen kann, daß uns derartige Sturmflut­
Katastrophen nicht mehr so unvorbereitet 
treffen. 

Neuzeitliches Management auf dem Gebiet 
des Katastrophenschutzes darf sich jedodl 
nid1t auf die Anwendung der Möglichkeiten 
der modernen Forschung hinsidltlich der 
Ursachen und der Warnung beschränken. 
Gerade bei der so überraschend aufgetre­
tenen Sturmflut-Katastrophe von 1962 hat 
sich gezeigt, daß die meisten HiUsmaßnah­
men improvisiert werden mußten. Es fehl­
ten jegliche Anhaltspunkte für die Größen­
ordnungen der erforderlichen Transportmit­
tel zu Wasser und in der Luft ebenso wie 
für die Zusammensetzung und Mengen der 
Versorgungs- und Hilfsgüter. Unterstellt 
man einmal als sicher, daß man mit den 
heutigen technischen Mitteln Katastrophen 
simulieren kann, so liegt die Folgerung auf 
der Hand, daß der nächste Schritt die Si­
mulation der Hilfsmaßnahmen sein muß, 
die mit Sidlerheit gute Grundlagen für bes­
sere Katastrophenhilfspläne liefern kann. 

Binnenländische Hochwasser 

Binnenländisdle Hochwasser stellen zwei­
fellos die häufigste Art von Katastrophen in 
Deutsdlland dar. Sie können durd1 lang­
anhaltende Regenfälle, Unwetter, schnelle 
Schneeschmelze oder das Zusammentref­
fen von diesen Ursachen ausgelöst wer­
den. 

Es gibt Ortschaften in unserem Land, die 
oft und regelmäßig von Hochwasser heim­
gesucht werden. Sie liegen stets an Was­
serläufen, wenngleich die normale Größe 
des Gewässers nid1t unbedingt eine Rolle 
spielt. Unter besonders unglücklichen Um­
ständen werden kleine Bäche mitunter 
sdlnell zu reißenden Flüssen. Andererseits 
gibt es Gegenden, in denen Hochwasser 
und Obersdlwemmungen sehr selten sind. 
Lokale Unwetter und großflädlige Unwet­
terzonen können überall plötzlich auftreten , 
in hochwassergewohnten Gebieten ebenso 
wie in soldlen, die in einem halben oder 
gar ganzen Jahrhundert keine derartige Ka­
tastrophe erlebt haben. 

Die I-;todlwasser in den Tälern der großen 
Flüsse und der Ströme treten bei uns fast 
alljährlich, bei einigen sogar mehrmals 
jährlidl ein. So finden zum Beispiel am Mit­
te[- und Niederrhein sowie an der Donau 
die Advents- und Frühjahrshochwasser mit 
ziemlicher Regelmäßigkeit statt. Da hier die 

Hochwasser für die Menschen nicht un­
erwartet kommen, sind diese sdlon einiger­
maßen darauf eingestellt. Sie wissen, wel­
dle Vorkehrungen sie bel Hochwasserwar­
nung zu treffen haben. Die materiellen 
Schäden sind dennoch oft groß, insbeson­
dere dann, wenn das Hochwasser verhält­
nismäßig plötzlich angestiegen ist oder eine 
außergewöhnliche Höhe erreicht. Zu Perso­
nenschäden kommt es hier aber selten und 
nur in geringem Maße. Es ist allerdings er­
staunlich, daß die Ausrüstung der örtlichen 
Hilfskräfte trotzdem nicht selten auf die 
Aufgabe der Hilfeleistung bei Hochwasser 
nur ungenügend abgestellt ist. Der Sdlwer­
punkt der örtlichen Hilfe liegt zumeist bei 
den Feuerwehren. Während diese selbst in 
kleinen Dörfern für die Brandbekämpfung 
in der Regel verhältnismäßig gut ausgerü­
stet sind, fehlt es häufig an Wasserfahrzeu­
gen und Material für den Hochwasserein­
satz. So sind dem Verfasser Gemeinden be­
kannt, in denen Teile fast jährlich von 
Hochwasser überSchwemmt werden. Die 
freiwilligen Feuerwehren erhielten z. B. erst 
kürzlidl ihr erstes und einziges Schlaudl­
boot ohne Motor, und zwar als Leihgabe 
von der Bezirksregierung, andere warten 
nodl immer darauf. Das sind keine Einzel­
fälle . Eine SpezIalausbildung für Arbeiten 
am, im und auf dem Wasser, wie sie beim 
Technischen Hilfswerk üblidl ist, fehlt den 
kleineren Feuerwehren nicht selten völ[ig. 
Einsatzfreudigkeit und Ausdauer der Mit­
glieder der lokalen Feuerwehren können 
daher nicht zu dem erstrebten Erfolg füh­
ren. Auf diesem Gebiet wäre sicher nodl 
eine Verbesserung der Planung und Vor­
sorge möglidl. Es erhebt sich aber zugleidl 
die Frage, wie diese in Anbetracht der Häu­
figkeit der auftretenden Hochwasser wirt­
schaftlich gestartet werden kann. 

Weit schwieriger liegen die Dinge dort, wo 
Unwetter, längere oder schwere Regenfälle 
zu Hochwasser und Obersdlwemmungen in 
Gegenden führen, die nur selten und viel­
leidlt nur einmal In Jahrzehnten davon be­
troffen werden. Ein Beispiel aus jüngster 
Zeit ist die überschwemmung in Ostwest­
falen im Spätsommer 1965. Großflächige 
ergiebige Regenfälle können zu über­
schwemmungen in weiten Gebieten führen 
und neben hochwassergewohnten Gebiets­
teilen gleichzeitig solche mit einbeziehen, 
für die Hochwasser sehr seltene Erschei­
nungen sind . Das führt dann zwangsläufig 
dazu, daß die örtlichen Kräfte überall über­
fordert werden, die Nachbarschaftshilfe 
ausfällt und überörtliche Kräfte von außen 
herangeführt werden müssen. Ein Beispiel 
hierfür ist die Hochwasserkatastrophe in 
Bayern im Juli 1954, die ganz Südost­
bayern mit über 5000 Gemeinden in Mit­
leidenschaft zog. Die Sdläden wurden vom 
Bayerischen Statistischen Landesamt auf 
120 Mio. DM geschätzt. Daß die Zahl der 
Todesopfer auf 12 begrenzt blieb, mutet an­
gesichts der Schäden geradezu wie ein 
Wunder an. Liest man die Augenzeugen­
und Erfahrungsberichte nach, so stößt man 
immer wieder auf zwei Schwerpunkte hin­
sichtlich der Ausrüstung der Hilfskräfte und 
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Links: Eine Straße In Florenz nach 
dem Hochwasser im Jahre 1966. 
Es gab viele Tote. Noch heute Ist 
die Frage akut, welche Verluste 
und Schäden durch rechtzeitigen Alarm 
bzw. durch vorbeugende Maßnahmen 
hätten vermieden werden können. 
Mitte : Auf der Nordseeinsel Sylt 
werden auf einem Strandstück zum 
Schutze der Dünenkette 1430 
Tetrapoden verlegt. Diese sechs 
Tonnen schweren Vlerlüßler sollen, 
ineinander verschachtelt, die 
Macht der Wellen brechen. 
Unten: Ein brauchbares EInsatzgerät 
bel Katastrophen ist der Hub­
schrauber. Er dient der 
Aufklärung sowie der Versorgung 
und Menschenrettung. 

(' 

/ 

ihrer Eins8tzpraxis. Es fehlten überall star­
ke Motorboote, die auch bei kräftiger Strö­
mung eingesetzt werden können. Ober­
haupt war die Zahl der Wasserfahrzeuge zu 
gering. Außerdem ergab sich überall Man­
gel an Verbaumaterial bzw. seine Besdlaf­
fung dauerte zu lange, und der Verbau war 
zu langwierig. So ist es trotz guter Ausbil ­
dung von Spezialeinheiten zeit- und kräf­
te raubend, aus Rohhorz Pfähle herzuridlten 
und diese mit Hlrfe von Hämmern in den 
Boden zu rammen. Auch das Füllen der 
Sandsäcke. sofern überhaupt genügend 
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Säcke vorhanden sind, dauert recht lange. 
Einfache motorgetriebene Rammen könn­
ten wahrscheinlich ebenso zu Verbesserun­
gen führen wie Maschinen zum Aufbaggern 
von Sand und dessen Abfüllung in Säcke. 
Es wäre auch prüfenswert, ob man mit Hilfe 
von zusammensetzbaren Gerüsten gefähr­
dete Dämme und dgl. schneller befesti­
gen und Halt für Sandsäcke schaffen könn­
te. Wahrscheinlich könnten derartige Gerä­
te und Maschinen lufttransportfähig gestal­
tet werden, d. h. daß sie mit mittleren 
Hubschraubern als Außenlast geflogen wer­
den können, damit auch bei Unterbrechun­
gen im Straßennetz Einsatzmöglichkeiten 
bestehen. Das Problem liegt aber letztlich 
darin, daß es den meisten Gemeinden un­
möglidl ist oder zugemutet werden kann, 
solche teuren Vorrichtungen und die oben­
erwähnten starken Motorboote zu beschaf­
fen und zu unterhalten, wenn sich die Not­
wendigkeit ihres Einsatzes vielleicht einmal 
in mehreren Jahrzehnten ergibt. Oie Be­
sdlaffung und Vorhaltung ist eine typische 
Aufgabe tur regionale oder gar überregio­
nale Träger, etwa der Länder. Zur Bedie­
nung gehört audl mindestens eine Kern­
mannschaft, die auf verschiedene Weise be­
reitgestellt werden kann. 
Doch wie groß ist der Bedarf? Welche Grö­
ßenordnung an Überschwemmungen muß 
für die Bereitstellung zugrunde gelegt wer-

Links: Nach der Beseitigung von Sturmflutschäden 
wurden überall an der Nordseeküste, wie hier 
in Bremerhaven, die Deiche gesichert. 
Mitte: Auch In unserem Lande gibt es erdbeben­
trächtige Zonen. Folgen wie die des Erdbebens von 
Agadir im Jahre 1960 sind uns jedoch fremd. 
Unten: Am Rande des Eingeborenenviertels von 
Agadir haben sich Überlebende ein Notlager 
eingerichtet, wo sie auf Versorgung und ihre 
Evakuierung warten. 

den? Man darf annehmen, daß auch auf 
diesem Sektor des Katastrophenschutzes 
modernes Management unter Anwendung 
der heute verfügbaren Führungshilfen leich­
ter zu optimalen Lösungen gelangen könn­
te als das Abscilätzen durch noch so erfah­
rene Beamte. Audl würde gewiß die Heran­
führung von Reserven an Spezialisten mit 
entsprechender Ausrüstung aus nichtbetrof­
fenen Landesteilen mit Hilfe einer Daten­
bank - und sei sie noch so einfach - er­
leichtert. 

Erdbebenträchtige Gebiete in 
Deutschland 

Unsere Erde ist keineswegs ein ruhiger 
Himmelskörper. Wir wissen heute, daß der 
Erdkern ab 2900 km Tiefe noch glutflüssig 
ist. Darüber liegt der Erdmantel, der zwar 
gegen schnelle Erschütterungen wie ein fe­
ster Körper reagiert, sonst aber plastisch 
ist. Die äußere Hülle, die verhältnismäßig 

Fortsetzung auf Seite 111 
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huckepack 

Ausrüstung für 
Kraftspritzenstaffeln 

jetzt in 
Rückentragen 

Jeder Gerätewart im 8etriebsselbstschutz 
kennt die Schwierigkeiten, die sidl bel der 
Unterbringung der Löschkarre der Kraft­
spritzenstaffel ergeben. Dazu kommt noch, 
daß beim Behörden- und Betriebsselbsl­
schutz die Löschkarre in den meisten Fäl­
len nicht gebraucht wird, weil das EInsatz­
gebiet nur ein Gebäude oder einen kleinen 
Gebäudekomplex umfaßt. - Die Geräte 
müssen also aus der Löschkarre genom­
men und zur Schadensstelle getragen wer­
den. Da die Helfer aber aus Sicherheits­
gründen die Hände frei haben müssen, um 
sich halten und stützen zu können, wenn 
sie über Treppen und Trümmer gehen 
- außerdem Lasten sehr viel leichter auf 
dem Rücken als in der Hand zu tragen 
sind -, ergab slm die Notwendigkeit, eine 
geeignete Rückentrage für den Transport 
der Geräte zu schaffen. 

In mehrjähriger Arbeit hat eine südwest­
deutsche Firma Rückentragen sowie eine 
passende Löschkarre entwickelt. Nach ein­
gehender Prüfung durch den Bundesver­
band tür den Selbstschutz in der BVS-Bun­
desschule in Waldbröl und der ehemaligen 
BV5-Landesschule in Bingen wurde der 
"Tragbaren Selbstschutzausrüstung" durch 
das Bundesamt für zivilen Bevölkerungs­
schutz die Technische Kurzbeschreibung 
(TKB) Nr. 81-16--05/53 erteilt. 

Eine genaue Betrachtung der Behälter 
zeigt wie gut die Ausführung durchdacht 
wurde. Das Material ist eIn bruchsicherer 
Kunststoff, der bis 1300 C formbeständig 
bleibt. Allgemein wurden bei den Behältern 
nur Teile verwendet, die sich sert Jahren 
auf anderen Gebieten bewährt haben und 
als Ersatzteile leid1t beschafft oder in Not­
fällen durch andere Teile ersetzt werden 
können. Auf der Rückseite der Behälter be­
findet sich ein RÜckentragegestell, das be­
reits serienmäßig für Rucksäcke Verwen­
dung findet und sich durch seine Stabilität 
sehr gut bewährt hat. Der Behälter ist so 
weit vom Körper entfernt, daß nur das Tra-
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gegestell und der Spanngurt anliegen. Be­
sonders wichtig ist die rid1tige Verlagerung 
des Gewichts, damit der Oberkörper beim 
Gehen nicht nach hinten gezogen wird. Die 
offene Seite des Behälters wird durch eine 
Kunststoffplane abgedeckt, die durch Gum­
mizüge um den Rand herum festgehalten 
wird. Die Plane und das Tragegestell sind 
mit der Bezeichnung des Helfers (z. B. 
SF = Staffelführer) versehen, damit der 
Inhalt der Behälter schnell erkannt werden 
kann. Weiterhin werden die Behälter auf 
der Tragegestellseite mit der Angabe des 
Gewichts gekennzeichnet, damit körperlich 
schwächeren Helfern, wIe z. B. Frauen , die 
leichteren Behälter gegeben werden kön­
nen. Auf der Innenseite der Planen befindet 
sich ein Inhaltsverzeichnis, wodurch auch 
ungeübtere Kräfte erkennen, welche Geräte 
sie nach dem Einsatz einpacken müssen. 
Die Plätze in den Behältern sind beschriftet, 
so daß die Gegenstände leicht eingeordnet 
werden können. 

In den Behältern werden die Ausrüstungen 
durch Gummizüge an ihrem Platz festgehal-

ten. Neben dem Vorteil , daß die Gummi­
züge kaum ermüden, ist dabei ausschlag­
gebend, daß die Geräte im Einsatz auch 
ohne das Öffnen der Verschlüsse heraus­
genommen werden können. 

Am oberen Ende des Behälters befindet sich 
ein starker Ledergriff, der an einer U­
Schiene, die sich zur Versteifung im Be­
hälter befindet, befestigt ist. An diesem 
Griff können die Behälter getragen oder in 
den Geräteräumen an der Wand hängend 
aufbewahrt werden. Der Helfer braucht nun 
beim Einsatz nur in die Tragegurte zu 
sdllüpfen und durch leichtes Anheben den 
Behälter abzuhängen. An dem oberen und 
unteren Rand des Behälters befinden sich 
noch zwei kleine Plastikgriffe, die es er­
möglichen, einen Behälter zwischen zwei 
Helfern zu tragen, falls ein Helfer fehlt. 
Oben und unten befinden sich in dem 
Behälter kleine öffnungen für die Luftzir­
kulatIon, damit nasse Geräte nach einem 
Einsatz trocknen können. 

Die Vorzüge dieser neuen Ausrüstungsform 
machen es möglich, bei Naturkatastrophen 



und Übungen die Geräte in wenigen Minu­
ten geordnet in jeden Pkw zu verladen und 
zu dem Einsatz- oder übungsort zu brin­
gen. Sie treffen hier übersichtlich ein und 
können nach Beendigung des Einsatzes 
ohne Schwierigkeiten rasch wieder in den 
Behältern verpackt werden. Für jeden Hel­
fer der Staffel ist eine Rückentrage vorge­
sehen, in der das gesamte Gerät unterge­
bracht ist, das er im Einsatz benötigt. Nur 
die großen Gegenstände, wie Einreißhaken, 
Pionierschaufel und Unterflurhydranten­
schlüssel, werden in der Hand getragen. 
Sie können beim Gehen noch als Stützen 
dienen. Der Staffelführer hat z, B. in seiner 

Rückentrage den Verteiler und dazu die 
beiden O-Oruckschläuche für den ersten 
Angriffstrupp sowie einen C-Druckschlauch, 
der für das Ergänzungsrohr bestimmt ist. 
So kann der Staffelführer beim Einsatz sei­
nen Behälter bis zu der Stelle mitnehmen, 
an der der Verteiler abgelegt wird. 
Die C-Saugschläuche sind um die Behälter 
des Wassertruppführers und des Wasser­
truppmannes außen herum befestigt und 
durch Schnellverschlüsse sofort abzulösen, 
Allerdings dürfen hier nur C-Saugschläuche 

mit Innenspirale verwendet werden, weil 
Schläuche mit Innen- und Außenspirale zu 
starr sind und durch die starke Biegung 
Schaden erleiden und den Behälter auch 
verformen könnten. Diese Schläuche dürfen 

Die Behälter sind aus dem 
Tragegestell herausgenommen (links 
unten) ; ohne Schwierigkeiten 
können die Heller nun mit ihren 
Geräten den Einsatzort erreichen. 

Links : Durch den Transport des 
Gerätes auf dem Rücken hat der 

Heller die Hände Irel, um 
sich zu halten und zu stützen. 

kann sie im Notfall von vier Männern durch 
eine engere Tür getragen und draußen auf 
das Fahrgestell gesetzt werden, ohne daß 
die Behälter heruntergenommen werden 
müssen. Der größte Vorteil liegt jedoch dar­
in, daß die Karre zerlegt in jeden Schutz­
raum mitgenommen werden kann und im 
Einsatzfalle mit den Behältern zusammen 
herausgetragen, zusammengesetzt in we­
nigen Minuten fahrbereit ist. 
Wenn das Tragegestell vom Fahrrahmen 
abgehoben wird, kann die löschkarre auch 
für den Transport Verletzter verwendet wer­
den. Hierfür sind in dem Rahmengestell 
vier Halterungen für die Füße einer Ein-

I 
IT 

j/t 
daher nur kurzfristig an den Behältern fest­
gezogen werden und außerhalb des Ein­
satzes nur leidlt befestigt werden. 
Anstelle der umfangreichen üblichen Lösch­
karre wurde für den Transport der Behälter 
eine Löschkarre (OBGM) entwickelt, die in 
vier Teile zerlegt in jeden Raum mitgenom­
men werden kann. Sie besteht aus der 
Achse, dem Fahrrahmen, dem aufgesetzten 
Tragegestell und der Zugstange. Bei einer 
Breite ohne Achse von 75 cm (mit Achse 
103 cm) und einem Gewicht von nur 75 kg 

heitskrankentrage angebracht. Darüber hin­
aus kann die Löschkarre durch das Auf­
setzen von Holzböden, Kästen oder Rosten 
als normale Karre im täglichen Gebrauch 
Verwendung finden und stellt damit kein 
totes Betriebskapital dar. Im Ernstfall ist sie 
durch das Aufsetzen des beladenen Tra­
gegestells in wenigen Minuten fahrbereit. 
Auch für die Ausrüstung des Kraf1spritzen­
trupps mit der Tragkraftspritze TS 05/5 
werden die Rückentragen (DBGM) geliefert. 
Die kleine TS 05/5 wird allerdings wegen 
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Oben: Die Löschkarre ist In vier Teile 
zerlegbar. So kann sie über Flure 
und Treppen getragen werden 
und nimmt bel der Aufbewahrung 
wenig Raum ein. 

Rechts : tn den sechs Behältern der 
Kraftspritzenstaffel sind aUe 
Geräte übersichtlich verpackt und 
zweckmäßig angeordnet. 

Unten: Zusammengesetzt hat die 
Löschkarre mit Achse eine Breite von 
103 cm. Wird das Tragegestell 
abgenommen, können Verletzte mit 
ihr transportiert werden. 
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ihres geringen Gewichts auch auf einer 
Rückentrage mitgenommen. 

Zusammenfassend kann man über die neue 
Ausrüstungsform sagen : 

Das Gerät kann mit den Rückentragen ein­
schl ießlich der löschkarre in jedem Raum 
untergebracht werden. Regale oder Schrän­
ke sind nicht erforderlich, da das Gerät an 
der Wand hängend aufbewahrt wird. Für 
die Behörden tritt dadurdl eine wesentliche 
Ersparnis an Nebenkosten ein. 
Die Sicherheit des Helfers ist bel dieser 
Transportform besonders gewährleistet. 
Er hat die Hände frei, um sich beim Be­
gehen von Treppen und Trümmern zu stüt­
zen. Die gesamte Staffel Ist dadurch we­
sentlich beweglicher. Mit Ausnahme der 
TS 2/5 wird kein Gerät zwischen den Hel­
fern getragen. Ein stürzender Helfer kann 
nicht einen anderen mitreißen. 

Trümmergelände kann mit oder ohne 
Löschkarre gut überwunden werden. 

Der Löschangriff kann sehr schnell au fge-

baut werden, da jeder Helfer sein Gerät in 
seinem Behälter bei sich hat. 

Ein Gerät kann nach dem Einsatz kaum 
vergessen werden, da jeder Helfer auf 
Grund des Inhaltsverzeichnisses und der 
Beschriftungen sofort sieht, welche Geräte 
noch fehlen. 

Die Behälter bestehen aus korrosions­
festem Material, das jeder Witterung stand­
hält und keiner besonderen Pflege bedarf. 

Bequemer Transport bei Naturkatastrophen 
und übungen. 

Die Löschkarre ist zerlegbar und kann da­
her in jeden Raum mitgenommen werden. 
Außerhalb der Einsätze kann sie im täg­
lichen Gebrauch Verwendung finden. 

Zu den Kosten ist noch zu sagen, daß der 
Preis der Behälter einschließlich der Lösch· 
karre den Preis der alten Lösdlkarre mit 
der Spezialplane nicht übersteigt. Die Be­
hälter selbst sind entsprechend billiger. 

Gerald Flanze 



Die Feuerwehr 
braucht Wagen, die schneller 

sind als die Feuerwehr. 

Damit Sie ols Inspektor noch ein 
bißchen flotter an Brandort und 
Stelle sind, hat der VW-Kommando­
wagen einen Motor mit Eigenschaf­
ten, wie man sie bei einem Renn­
wogen tiebt, Er ist leicht, luhgekühlt 
und liegt direkt an den Antriebs­
radern. Außerdem hat er eine 
Schräglenker - Doppelgelenk - Hin­
terachse, wie man sie sonst fast nur 
bei exklusiven Flitzern f indet. Daneben hat er noch ein paar 
Dinge, nach denen Sie selbst in teuren Rennwagen verge­
bens Ausschau halten werden: Frischluftdüsen, die Sie mit 
Sauerstoff verwöhnen (bevor die luft dick wirdl, zwei Einzel­
silze vorn, die sich während der Fahrt verstellen lassen 

(49 mal, wenn Sie wollen). Und vor 
allem: jede Menge Platz. Für Ihre 
gesamte Ausrüstung, von der Funk­
sprechanlage über Strahlenmeß­
gerät bis zum Erste-Hilfe-Kasten. 
Und natürlich für vier Kollegen, die 
bequem ihre Beine auf dem Tep­
pichboden ausstrecken können. 

Und dann hat er noch eine Eigen­
schaft, die Sie vielleicht weniger, 

Ihre Finanzleute dafür um so mehr interessieren wird: der 
VW-Kommandowagen ist wirtschaftlich. Also gün-~ 
stig in der Anschoffung, b illig in der Reparatur 
und preiswert im Unterhalt. Wie ein ganz zjvjler 
Volkswagen. 



Die schweizerische landesverteidigung 
steht heute an einem bedeutsamen Wende· 
punkt, in welchem der Schritt von einer vor· 
nehmlich militäriSch orientierten Landesver­
teidigung zu einer umfassenden Landes· 
verteidigung getan werden soll. Anlaß zu 
diesem Wandel gab die Erkenntnis, daß ein 
moderner Krieg, auf den wir uns vorzu· 
sehen haben, in noch vermehrtem Maß als 
frühere Kriege den militärischen Rahmen 
sprengen und zu einem allumfassenden 
Krieg zu werden droht. Dieser würde sich 
nicht nur gegen die Armee eines Gegners 
richten, sondern würde zweifellos danach 
trachten , die ganze gegnerische Nation , 
ihre Bevölkerung , ihre Wirtschaft, ihre 
Wohnstätten -, kurz, alle Krallquellen zu 
treffen, auf denen das staatliche Leben be· 
ruht. Ein moderner Feind würde sich somit 
weder in der Wahl der Ziele, die er trelfen 
möchte, noch in der Intensität seines An· 
griffs irgendwelche Beschränkungen auler· 
legen, sondern er würde unterschiedslos 
überall dort zuschlagen, wo er dem Gegner 
wirksam Schaden zufügen kann. 

Totaler Krieg ruft zu 
neuen Maßnahmen 

Diese Entwicklung des Krieges zum totalen 
Krieg hat bereits im Verlauf des Ersten 
Weltkriegs eingesetzt; sie hat im Zweiten 
Weltkrieg und in den NachkriegSJahren eine 
gewaltige Steigerung erfahren. Heute ste­
hen wir vor der Tatsache, daß ein künfliger 
Krieg ein mit allen Mitteln der Zerstörung 
schrankenlos geführter Krieg wäre, der sich 
nicht nur gegen die Armee, sondern gegen 
die Nation in ihrer Gesamtheit richten wür· 
deo Dieser Drohung eines umfassenden 
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Bundesrat Rudolf Gnägi , 

Chef des Eidgenössischen Militärdepartements 

VON 
DER --

MILITARISCHEN 

ZUR 
UMFASSENDEN 

LANDES­
VERTEIDIGUNG 

Krieges müssen wir die umfassende Vertei­
digung entgegenstellen. Landesverteidi­
gung von heute und morgen ist nicht nur 
militärische Verteidigung, sondern sie ver­
langt die umfassende Landesverteidigung. 
Wohl bleibt die Armee auch in Zukunft das 
bedeutendste und wirksamste Instrument 
zum Schutz des Staates; aber die Operati­
onen der Armee müssen ergänzt werden mit 
einer Vielfalt von Maßnahmen zur Siche­
rung aller übrigen Bereiche des staatlichen 
und privaten Lebens, die in einem künftigen 
Krieg bedroht wären, und deren Zerstörung 
oder Schädigung das DurchhaUen der 
Schweiz im Krieg erschweren, wenn nicht 
verunmöglichen würde. 

Planvolle wirtschaftliche 
Kriegsvorsorge 
Im Vordergrund steht hier der Wirtschafts­
krieg, dessen Ziel darin liegt, die Wirtschaft 

des Gegners zu treffen und ihn wirtschaft· 
lich in die Knie zu zwingen. In den beiden 
Weltkriegen haben wirtschaftliche Kampf­
maßnahmen, insbesondere Blockade und 
Gegenblockade, wesentlich zum Kriegsaus­
gang beigetragen. Auch wir haben diese 
neue Kriegsform zu spüren bekommen. 
Man hat deshalb nach dem Ersten Welt­
krieg die Konsequenzen aus der neuen La­
ge gezogen und eine schweizerische 
Kriegswirtschaft aufgebaut, die sich in den 
Mangeljahren 1939 bis 1945 vorzüglich be­
währt hat. Unser vom Import abhängiges 
Land hat alle Ursad1e, die kriegswirtschaft­
lichen Vorbereitungen weiterhin zu pflegen 
und diese für künftige Notzeiten in Bereil­
schaft zu halten. An den Methoden und der 
Organisation - dem kriegswirtschaftlichen 
Milizsyslem -, die ihre Probe bestanden 
haben, dürfen wir sicher auch in Zukunft 
festhalten . Besonderes Gewicht fällt dabei 



auf eine im Frieden planmäßig betriebene 
Kriegsvorsorgepolitik, die jene Produktions­
prozesse sicherstellt, auf die wir in Kriegs­
zeiten angewiesen sind, und welche im 
Land die Vorräte in Bereitschaft hält, die 
unser wirtschaftliches Durchhalten beim 
Ausfallen der Einfuhren aus dem Ausland 
ermöglichen sollen. Als widltigen Bestand­
teil dieser unerläßlichen Kriegsvorsorge­
politik betrachte ich auch die Erhaltung 
einer gesunden und leistungsfähigen 
schweizerischen Landwirtschaft, die in Zei­
ten von gestörten Verhältnissen in der Lage 
ist, fehlende Zufuhren möglichst durch 
Selbstversorgung im Lande zu decken. 

Zivilschutz von erstrangiger 
Bedeutung 

Neben den Krieg an der Wirtschaftsfront ist 
im Verlauf des Zweiten Weltkriegs immer 
stärker eine Verlagerung der Kriegführung 
in die dritte Dimension getreten, aus der 
ein gnadenloser Luftkrieg gegen Städte, 
Produktionsanlagen, Verkehrseinrichtun­
gen und damit die Zivilbevölkerung des 
Gegners erwadlsen ist. Der moderne Krieg 
kennt keine Trennung zwisdlen kämpfen­
der Front und ungefährdetem Hinterland . 
Das ganze Staatsgebiet ist heute zur Front 
geworden. Die Zivilbevölkerung ist heute 
mindestens ebenso gefährdet wie ~er im 
Kampf stehende Soldat. Die folgende auf 
amerikanisdlen Berechnungen beruhende 
Statistik belegt eindrücklich die zunehmen­
de Verlustanfälligkeit der Zivilbevölkerung 
im modernen Kreig: 

Krieg Soldaten 

Erster Weltkrieg 20 
Zweiter Weltkrieg 1 
Koreakrieg 1 
Vietnamkrieg 
Zukunftskrieg 

Zivilisten 

1 
5 

10 
20-100 

Die Möglidlkeiten des Kampfes gegen die 
Gesamtbevölkerung haben mit der Atom­
waffe eine weitere, grauenhafte Steigerung 
erfahren. Der Sdlutz der Bevölkerung ist 
darum heute eine Aufgabe, deren Wichtig­
keit nicht deutlich genug unterstrichen wer­
den kann. Der Zivilschutz, den wir zu Un­
recht allzu lange in eine zweite Dringlich­
keit verwiesen haben, ist ein überaus wich­
tiger Bestandteil der umfassenden Landes­
verteidigung. Der Kampf der Armee wird 
sinnlos, wenn der Soldat nidlt Gewähr da­
für hat, daß für seine Angehörigen gegen 
die Gefahren aus der Luft das Mögliche ge­
tan worden ist. Unsere Fähigkeit, den Ein­
satz von Nuklearwaffen besdlränkten Aus­
maßes überleben und einen hartnäckigen, 
lange dauernden Widerstand leisten zu 
können, kann ein wirksames Element unse­
rer Strategie der Kriegsverhütung sein. Um­
gekehrt laufen wir, wenn wir im Bereidl der 
Schutzmaßnahmen nicht das Mögliche 
unternehmen, leicht Gefahr, daß wir einer 
- vielleicht nicht einmal ernst gemeinten -
feindlichen Erpressung erliegen . Die vom 
Zivilsdlutz zu erfüllenden Maßnahmen rei-

chen von der Ausbildung der BeVÖlkerung 
in bezug auf die Verhaltensweise im Kata­
strophenfall, über die Erstellung individuel­
ler und kollektiver Schutzbauten und -räume 
bis zur Organisation der rechtzeitigen 
Alarmierung, der nötigen sanitätsdienst­
lichen Einrichtungen und anderen Diensten. 
Sie umfassen die Deckung sämtlicher Be­
dürfnisse zum Schutz und zur Erhaltung 
des Lebens der Bevölkerung im Kriegsfall. 

Rüstung gegen den 
psychologischen Krieg 

Neben diese materiellen Maßnahmen im 
Kampf um die gegnerische Nation ist vor 
und während des letzten Weltkrieges ein 
ausgeklügeltes System der geistigen Beein­
flussung der gegnerisdlen Bevölkerung ge­
treten. Mit den Mitteln von Sabotage und 
Spionage, der Propaganda und der politi­
schen Subversion sowie mit dem Einsatz 
der fünften Kolonnen wurde getrachtet, die 
innere Widerstandskraft der feindlichen Na­
tionen zu unterhöhlen. Diese verschiedenen 
Formen des Kampfes gegen die innere 
Front des Gegners haben namentlich in­
folge des Hineinspielens ideologischer Ele­
mente in den Nachkriegsjahren eine außer­
ordentliche Intensivierung und Verfeine­
rung erfahren . Der psychologische Krieg 
verfolgt das Ziel , schon im Frieden die Mo­
ral und die Verteidigungsbereitschaft eines 
künftigen Gegners derart zu untergraben. 
daß dieser seinen Widerstand aufgibt, be­
vor überhaupt zu den Waffen gegriffen wird . 
Diesen Bestrebungen, mit dem Mittel 
der psychologischen Beeinflussung die 
Armee zu unterlaufen, müssen wir frühzei­
tig entgegentreten. Seit dem Zweiten Welt­
krieg fassen wir solche Bestrebungen unter 
dem Sammelbegriff der "geistigen Landes­
verteidigung" zusammen. Ihre Ziele lagen 
von Anfang an darin, dem ganzen Volk und 
damit auch der Armee die Daseinsberechti­
gung und die Daseinsnotwendigkeit unse­
res Staatswesens in seinen Grundformen 
der Demokratie, der Freiheit und der Men­
schenwürde klarzumachen. Es sollte ihnen 
die Schutzwürdigkeit und die Schutzbedürf­
tigkeit unserer hergebrachten Staatsform 
vor Augen geführt und daraus die Pflichten 
des einzelnen gegenüber diesem Staat ab­
geleitet und erhärtet werden. 

Freie Information, 
freie Meinungsbildung 

Die Besinnung auf Stellung und Bedeutung 
der Schweiz innerhalb einer in Aufruhr be­
findlichen Welt ist heute nicht weniger not­
wendig als in der Zeit des Zweiten Welt­
krieges. Die geistige Landesverteidigung 
und damit die Abwehr aller geistigen Unter­
wanderungsversuche gehört zu den großen 
Aufgaben von nationaler Bedeutung. Ihre 
Träger sind alle Bürger, Männer und 
Frauen des Landes, die Vereinigungen und 
Körperschaften, die sich um eine eidgenös­
sische Standortbestimmung bemühen, so­
wie auch die auf dem Boden einer demo­
kratischen Grundordnung stehenden poli-

tisdlen Parteien . Audl heute noch handelt 
es sich dabei um die Gewinnung einer per­
sönlidlen, verantwortungsbewußten und 
bejahenden Grundhaltung des Bürgers zu 
seinem Staat und dessen freiheitlichen 
Zweckbestimmungen. Die Mittel der geisti­
gen Landesverteidigung sind eine von de­
mokratisdlem Geist durdldrungene und 
nicht vom Staat gelenkte Information, mit 
derWehrwillen und Widerstandsgeist in Volk 
und Armee gegen zersetzende fremde Ein­
flüsse gestärkt werden sollen . Diese objek­
tive und umfassende Information über das 
Geschehen im In- und Ausland soll der 
freien Meinungsbildung jedes einzelnen 
dienen und soll damit der Propaganda, den 
bewußten Falschmeldungen und der ge­
lenkten Gerüchtebildung entgegenwirken. 
Zu diesen schon in Friedenszeiten notwen­
digen Maßnahmen müssen in Zeiten akti­
ven Dienstes besondere behördliche 
Schutzmaßnahmen hinzutreten, deren Ziel 
darin liegt, Volk und Armee zu bewahren 
vor Irreführung mittels falsdler Nachrichten 
und vor staatsgefährdender Einwirkung 
landesfremder und staatsfeindlicher Propa­
ganda. insbesondere jeder Propaganda, die 
gegen die Aufrechterhaltung der schweize­
rischen Neutralität und des schweizerischen 
Wehrwillens gerichtet ist. 

Gesamtverteidigung 
wird organisiert 

Innerhalb der Truppe betreut die Dienst­
stelle "Heer und Haus" diese Anliegen. Ihre 
Tätigkeit besteht im wesentlichen in einer 
der freien Meinungsbildung dienenden In­
formationsarbeit über alle Probleme der 
Landesverteidigung im weitesten Sinn. Mit 
ihr sollen der Truppe alle Elemente vermit­
telt werden, die es jedem einzelnen Mann 
ermöglichen, sidl in eigener Gedanken­
arbeit selber ein Bild zu madlen von der 
Welt, in der er lebt, von den Gefahren, die 
ihn bedrohen, und von den Möglidlkeiten, 
die wir besitzen, um sie abzuwehren. Diese 
nicht von oben gelenkte, aber mit objek­
tivem Informationsstoff genährte freie Ur­
teilsbildung soll jeden einzelnen Soldaten 
dazu führen , seinen eigenen Standort ge­
genüber seiner staatlichen Gemeinschaft 
und seiner Aufgabe als Soldat zu finden . 
Diese verschiedenen Formen eines nicht­
militärisdlen Angriffs gegen einen Gegner 
bedeuten an sich nichts Neues. Sicher ist 
jedoch, daß ihre Bedeutung heute im Zu­
nehmen begriffen ist, so daß es notwendig 
ist, sich noch vermehrt mit ihrer Abwehr zu 
befassen. Unerläßlich ist es dabei vor 
allem, daß diese verschiedenen Abwehr­
maßnahmen nicht mehr wie bisher als iso­
lierte Aufgaben betrachtet werden, sondern 
daß die einzelnen Teilgebiete einer umfas­
senden Landesverteidigung inskünftig ver­
mehrt koordiniert und zu einem Ganzen zu­
sammengefügt werden. Dies ist die Auf­
gabe einer Vorlage, die der Bundesrat am 
30. Oktober 1968 der Bundesversammlung 
unterbreitet hat. deren Ziel in der Schaffung 
einer Leitungsorganisation für Gesamtver­
teidigung liegt. Die Vorschläge sind das 
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Ergebnis von Studien, die in den Nach­
kriegsjahren durchgeführt worden sind, und 
von Landesverteidigungsübungen, in denen 
die Probleme der umfassenden Landesver­
teidigung anhand konkreter Lagen durch­
gearbeitet wurden. Sodann beruhen sie auf 
einer großangelegten Untersuchung des 
früheren Generalstabschefs, Oberst korps­
kommandant Annasohn, der dem Bundes­
rat konkrete Anträge für das weitere Vor­
gehen unterbreitet hat. 

Oberste Leitung beim Bundesrat 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Schaf­
fung einer LeUungsorganisation und eines 
Rates der Gesamtverteidigung ist rein insti­
tutioneller Art. Diese soll nicht irgend­
welche materiellen Maßnahmen in dem 
einen oder andern Teilgebiet der umfassen­
den Landesverteidigung verwirklichen, son­
dern will eine neue Behördenorganisation 
schaffen, die dem Bundesrat als Hilfsorgan 
für alle Fragen der Gesamtverteidigung zur 
Verfügung gestellt werden soll. Insbeson­
dere soll der Bundesrat in der Zusammen­
fassung , der zielgerichteten Leitung und 
der wirksamen Kontrolle aller Einzelteile 
der Gesamtverteidigung fachgerecht unter­
stützt werden . Dabei stand von vornherein 
außer Diskussion, daß nach dem schweize­
rischen Verfassungsredlt im Frieden wie im 
Krieg der Bundesrat für die oberste Leitung 
der Gesamtverteidigung zuständig ist -
unter dem Vorbehalt der Oberaufsicht der 
Bundesversammlung. Eine künftige Neu­
gestaltung muß sich an diesen im sdlweize­
risdlen Staatsredlt und der Tradition ver­
ankerten Grundsatz halten. Die Frage, die 
sidl stellt , lautet somit nicht nadl der 
obersten verantwortl idlen Instanz, sondern 
nach der fachlichen Unterstützung, die dem 
Bundesrat als solcher Instanz in der Erfül­
lung dieser Aufgaben gewährt werden 
kann 

Neue Organe 
der Landesverteidigung 

Da aus staatsredltlidlen und politischen 
Gründen an die Schaffung eines eigentli­
chen "Landesverteldigungs-Oepartements" 
nicht gedadlt werden konnte, mußte 
die Lösung darin gesucht werden, daß 
die einzelnen Teilgebiete der Gesamtvertei­
digung bei ihren angestammten Departe­
menten bleiben, daß jedoch der Bundesrat, 
der als Kollegialbehörde die Oberleitung in 
seiner Hand behält , in der Leitungs- und 
Koordmationsaufgabe von neu zu schaffen­
den Organen unterstutzt wird. Bel diesen 
handelt es sich einerseits um Leitungs­
organe und andererseits um ein Konsul­
lativorgan. 

Die Leitungsorganisation der Gesamtver­
teidigung soll bestehen aus : 

Einer Zentralstelle fUr Gesamtverteidigung 
mit einem hauptamtlich tätigen Direktor, 
Mitarbeitern, Dokumentations- und Sekre· 
tariatsdlensten. Diese neue Verwaltungs­
stelle ist gedacht als eine Art von Stabs-
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organ , das administrativ zwar dem Militär­
departement unterstehen soll, das jedodl 
zuhanden des Bundesrats und nach seinen 
Richtlinien die laufende Bearbeitung aller 
Fragen der Gesamtverteidigung sicherzu­
stellen hat. Sie muß insbesondere die not­
wendigen VorbereitungsarbeIten an die 
Hand nehmen , Koordinationsfunktionen 
ausüben, für die Behebung von Mängeln 
und LOcken in den Verteidigungsvorberei ­
tungen sorgen, Entscheidungsgrundlagen 
vorbereiten und auch beim Vollzug ordnend 
und kontrollierend wirken. 

Einem Stab fUr Gesamtverteidigung in fol­
gender Zusammensetzung : 

a) dem Direktor der Zentral stelle für Ge­
samtverteidigung als Vorsitzendem ; 

b) je einem Vertreter der Departemente 
und der Bundeskanzlei ; 

c) je einem Vertreter folgender ziviler und 
militärischer Stellen : 

- des Bundesamtes für ZivilsdlUtz, 

- des Amts des Delegierten für wirtschaft-
liche Kriegsvorsorge, 

- von Untergruppen der Gruppe für Gene­
ralstabsdlenste, 

- der Abteilung für Territorialdienst und 
Luftschutztruppen. 

In diesem neuen Stab für GesamtverteidI­
gung sollen die für die Teilbereiche der Ge­
samtverteidigung zuständigen Departemen­
te und Dienststellen des Bundes instituti­
onell zusammengefaßt werden. Die Organi­
sationsform des Stabes erlaubt die Vereini­
gung der fadlllch kompetenten Vertreter 
der einzelnen Sektore, ohne sie aus ihrem 
eigenen Arbeitsbereich herauszunehmen. 

Als Konsultativorgan ist ein Rat für Gesamt­
verteidigung vorgesehen, der aus nicht der 
Verwaltung angehörenden Mitgliedern be­
stehen soll , nämlich den Vertretern der 
Kantone, der Politik, der Wissenschaft und 
Technik, aber audl der Finanzkreise, der 
Arbeitgeber- und Arbei tnehmerorganisati­
onen sowie anderer an der Landesverteidi­
gung besonders interessierter Kreise. Die­
ser Rat wird später den heutigen Landes­
verteidigungsrat ersetzen. Wie bereits an­
gedeutet, ist das Ziel der in Vorbereitung 
befindlichen Neuerung rein organisato­
rischer Art. Es sind damit noch keine mate­
riellen Maßnahmen vorgesehen. Diese wer­
den aber zweifellos folgen, wobei es Auf­
gabe der neuen Organisation ist, die fach­
lichen Kriegsvorbereitungen in den ver­
schiedenen Teilgebieten der Gesamtvertei­
digung zu unterstutzen und sie gegenseitig 
zu koordinieren. Diese Maßnahmen einer 
umfassenden Landesverteidigung werden 
vom Schweizer Volk bedeutende Anstren­
gungen erfordern. Darum ist es notwendig, 
daß die schweizerische Öffentlidlkeit fruh­
zeitig und vollständig über die Probleme in­
formiert wird, die sich uns in den nächsten 
Jahren stellen werden. Idl danke dem "Zi­
vilschutz" , daß er mit der heutigen Sonder­
nummer zu dieser Information beiträgt. 

Nachgedruckt mit Ireundlicher Genehmigung von 
MZivUschutz", der Zeitschrlft des Schwe izerischen 
Bundes 'ur Zivilschutz . 

Mit Grin 

Erste-Hilfe­
Auto-Ausrüstung 
in neuzeitlicher, 
zweckmäBiger 
Verpackung 

Seit dem 1. August dieses Jahres ist jeder 
Führerschein-Anwärter verpflidltet, den 
Nachweis zu erbringen, daß er an einer 
Ausbildung in SofortmaBnahmen am Un­
fallort teilgenommen hat. Sein erworbe­
nes Wissen wird ihm aber wenig nützen. 
wenn er nicht die notwendigsten Hilfs­
mittel für eine Erste Hilfe bei einem Un­
fall griffbereit hat. So schreibt eine Be­
stimmung der Straßenverkehrszulassungs­
ordnung vom 21. 7. 1968 vor, daß ab 
1. Januar 1970 in jedem zum Verkehr neu 
zugelassenen' Kraftfahrzeug eine Erste­
Hilfe-Ausrüstung vorhanden sein muß. 

Auto-Apotheken gibt es schon seit Jahren. 
Der Inhalt, bisher nach Belieben zusam­
mengestellt, war oft unsachgemäß ausge­
wählt. Auch die Art , wie dieses für eine 
Erste Hilfe bestimmte Material verpackt 
war und aufbewahrt wurde, war nicht 
immer zweckmäßig. Meistens war die 
Verpackung ein Blech kasten. Jedem Auto­
fahrer bereitet es Kopfzerbrechen , einen 
solchen Kasten an einem geeigneten 
Platz unterzubringen. Lag der Blech-Ver­
bandkasten auf der Ablage unter der 
Heckscheibe, dann konnte es passieren, 
daß er beim plötzlichen und scharfen 
Bremsen einem der Autoinsassen ins Ge­
nick flog. Unter dem Armaturenbrett oder 
auf der Mittelkonsole war er ebenfalls 
nicht handlich unterzubringen. Viele Auto­
fahrer führen auch einen Feuerlöscher im 
Wagen mit, und dieser muß im Ernstfall 
sofort greifbar sein. Also ist der Feuer­
loscher in den meisten Fällen neben oder 
unter dem Fahrersitz oder auf der Mittel­
konsole montiert. Der Verbandkasten liegt 
dann in irgendeiner Ecke im Kofferraum. 
Das ist weder praktisdl noch nützlich. Ge­
rade hier ist sehr oft bei Unfällen der Zu­
gang blockiert. 
Dieses Problem ist nun mit Hilfe neuer 
Kunststoffe gelost worden. Eine Firma in 



Nordrhein-Westfalen hat an Stelle des harten Blechkastens einen 
Kasten aus dem Chemiewerkstoff Novodur hergestellt. Dieser 
leichte Behälter hat keine scharfen Kanten, rostet nicht und 
schützt, wie es die Bestimmung vorschreibt, den Inhalt vor 
Staub und Feuchtigkeit sowie vor Kraft- und Schmierstoffen. 

Die neueste Lösung ist jedoch der .. Erste-Hitfe-Auto-Set" einer 
südwestdeutschen Firma. produziert auf der Grundlage der viel­
seitigen Textil-Kunststoff-Kombination Vistram. Ein Kissen, mit 
einem Reißverschluß versehen, bildet die Hülle für Verbandstoff 
und alles, was benötigt wird. um einen Verletzten schnell zu 
versorgen. Das Kissen läßt sich mit Hilfe des Reißverschlusses 
dicht verschließen und rasch öffnen ; der Inhalt ist gut geschützt. 

Während man aus einem Kasten das benötigte Material einzeln 
herausnehmen muß, ist in dem Kissen alles übersichtlich und 
sinnvoll angeordnet. Der genormte und gesetzlich vorge­
sduiebene Inhalt (DIN 13164) steckt in einer entsprechend ausge­
statteten Faltfol ie aus KunststOff. Bei Gebrauch wird das in der 
Folie verpackte Erste-Hilfe-Material aus der schützenden, 
gepolsterten Kissenhülle herausgenommen und ausgebreitet. 
Auf einen Blick sieht der Helfer. was er für den Verletzten 
benötigt. Das mit Schaumstoff Moltopren gepolsterte Kissen 
kann während der Hilfeleistung als Kopfunterlage für den Ver­
letzten dienen. 
Dieser "Erste-Hilfe-Auto-Set" erfüllt alle Anforderungen im Hin­
blick auf praktische Handhabung und Verwendung. In der Kissen­
form läßt sich das gesamte vorgeschriebene Verbandmaterial im 
Auto bequem und gut sid1tbar unterbringen ; entweder liegt das 
weiche, handliche, farbige Kissen auf den Rücksitzen oder unter 
dem Heckfenster ; es stört nicht, es ist immer sicht- und greifbar. 
Dank der Kennzeichnung auf der Vistram-Kissenhülle weiß auch 
jeder fremde Helfer sofort, daß hier das Erste-Hilfe-Material 
verpackt ist. 
In dieser neuentwickelten Erste-Hilfe-Ausrüstung sind die gesetz­
lichen Vorschriften mit praktischer Handhabung, guter Unter­
bringungsmöglichkeit und gefälligem Aussehen in sinnvoller 
Weise vereint. 
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Grünes 
Licht" 
"für 
blauen 

Haben Sie dort, wo Sie leben, einen strahlend blauen Himmel? 
Dann freuen Sie sich. Können Sie auf der Terrasse, dem Balkon 
oder im Garten bel schönem Wetter den Kaffeetisch decken, ohne 
daß die weiße Tischdecke zusehends grau wird? Dann seien Sie 
glücklich. Nicht überall In unserem Lande gibt es solche gesunden 
Luftverhältnisse. An anderen Orten ist der Himmel grau. und der 
Staub kommt gleich tonnenweise vom Himmel. Sie glauben es 
nicht? Dann lassen Sie sich sagen, was im Oktober in Düsseldorf 
eine der Hauptsorgen während des Kongresses und der Ausstel~ 
1ung "Reinhaltung der Luft '69" war: Der Staub, der jährlich in der 
Bundesrepublik aus Fabrikschloten, Hauskaminen und Auspuff­
rohren in die Luft geblasen wird , würde gesammelt 150000 Güter­
wagen füllen! 

Kongreß und Ausstellung 

" Reinhaltung der Luft '69" 
in Düsseldorf 

Noch präziser sagt es ein neuerer Bericht der Bundesregierung. 
Dort heißt es, daß die gesamten staubförmigen Emissionen (Aus­
tritt von Verunreinigungen in die Luft) jährlich auf zwei Millionen t, 
die Schwefeldioxyd-Emissionen auf etwa vier Millionen t und die 
Kohlenmonoxyd-Emissionen annähernd auf sechs Mil lionen t ge­
schätzt werden. Allein bei der Verbrennung von Kraftstoffen, die zur 
Verbesserung der Klopffestigkeit Bleiverbindungen enthalten , wer­
den Je Kubikmeter Auspuffgas 5 bis 30 Milligramm gesundheits­
schädigender und obendrein auch aggressiver, d. h. rost- und ver­
schieißbegünstigender Stoffe ausgeworfen. 
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Von dieser schmutzigen Kehrseite unserer Zivilisation interessiert 
den Bürger aber die Emission, also der Einfall von Luftverunreini­
gungen in Bodennähe, oder noch klarer gesagt, das, was von dem 
in die Luft geblasenen Staub im wahrsten Sinne des Wortes auf 
den Kopf der Bevölkerung zurückfällt. Dabei ist das, was man leicht 
wegwaschen kann, weniger von Bedeutung als solche Luftverunrei­
nigungen, durch die krankheitserregende Stoffe entstehen. Aber 
wenn in Städten an der Ruhr beispielsweise Rachitis doppelt so 
häufig auftritt wie anderswo, wenn Todesfälle durch Leukämie er­
heblich zahlreicher als auf dem nur wenig entfernten flachen Lande 
sind, wenn Stadtkinder an der Ruhr kleiner sind als die, die unter 
dem blauen Himmel des Niederrheins au fwachsen, wenn Bronchitis 
und Augenentzündungen viermal so häufig sind wie in benachbar­
ten Landkreisen, dann stehen die Zeichen auf Alarm. 

Was aber ist bisher zur Schaffung besserer Luftverhältnisse getan 
worden, und welche Pläne bestehen für die Zukunft? Zunächst ein­
mal haben die Länder entsprechende Gesetze und Bestimmungen 
erlassen, d ie sich mit dem Schutz vor Luftverunreinigungen , Ge­
räuschen und Erschütterungen befassen. Grundlage all dieser ge­
setzgeberischen Maßnahmen ist das am 22. 12. 1959 erlassene 
Gesetz zur Änderung der Gewerbeordnung , das als Luftreinhal­
tungsgesetz bekanntgeworden und am 1. 7. 1960 in Kraft getreten 
ist. Es verpflichtet die Betreiber von den in Frage kommenden An­
lagen , alle Maßnahmen zu treffen, um eine Belästigung der Bewoh­
ner benachbarter Grundstücke zu verhindern und die Menschen vor 
unzumutbarem Rauch, Ruß, Staub, schädlichen Gasen, Dämpfen , 
Gerüchen, Erschütterungen, Geräuschen, Strahlen und Schwingun­
gen zu sd"lützen, soweit es technisch erfüllbar und wirtschaftlich 
vertretbar ist. 

Diese Forderung "technisch erfüllbar und wirtschaftlich vertretbar" 
ist natürlich dehnbar. Sie würde mancherlei Streitpunkte in sich 
einschließen, hätten sich nicht die technischen Verbände mit ihren 
Empfehlungen eingeschaltet. Vor allem ist es die Kommission 
"Reinhaltung der Luft" des Vereins Deutscher Ingenieure (VOll. in 
der zahlreiche Fachleute und Wissenschaftler mitwirken, welche so­
wohl den Behörden als auch den Betreibern der Anlagen die not­
wendigen Richtlinien und Daten für eine objektive Beurteilung der 
Anlagen geliefert haben. 

Alle Bemühungen um frische Luft und einen blauen Himmel kosten 
viel Geld. Allein in Nordrhein-Westfalen wurden in den letzten Jah­
ren aus öffentlichen Mitteln dafür 53 Millionen Mark aufgewendet. 
Die Aufwendungen der Industrie in diesem Gebiet betrugen in den 
Jah ren 1955 bis 1965 rund 1,4 Mill iarden Mark. In den nächsten 
fünf Jahren will das Land weitere 130 Millionen Mark an Kredit­
mitteln für die Verbesserung stark verschmutzender Anlagen bereit­
stellen. 

Daß man technisch und praktisch durchaus in der Lage ist, die 
sd"lleichenden Gefahren aus der Luft wirksam zu bekämpfen, be­
wies die mit dem Düsseldorfer Kongreß verbundene Fachausstel­
lung. Sie zeigte eine Fülle ausgereifter, in der Praxis erprobter und 
bewährter Konstruktionen wie elektrische Entstauber, durch Mas­
sen kräfte wirkende Entstauber, naßarbeitende Entstauber, filternde 
Entstauber, Anlagen zur Beseitigung gasförmiger Abgaskomponen­
ten, katalytische Verbrennungsanlagen, Naßbohrvorriehtungen vor 
Ort, Absaugeanlagen für den Arbeitsplatz, Industrie-Staubsauger, 
Filter und Filtermaterialien, Materialien zur Staubbindung, Geräte 
zur Messung staub-, gas- und dampfförmiger Substanzen, Schutz­
geräte und -anzüge, Staub- und Gasmasken sowie andere ein­
schlägige Geräte und Anlagen. 

Alle Planungen für die Zukunft, die bereitgestellten finanziellen 
Mittel und die ständigen Bemühungen von Fachleuten lassen kei­
nen Zweifel daran, daß der Himmel über uns bald wieder im sehön­
sten Blau erstrahlen wird . Helmut Freutel 

• 

Die Reinhaltung der Luft Ist ein internationales 
Anliegen. Bedeutsame Schrille sind sowohl 
im Bereich des Straßenverkehrs als auch auf dem 
Industriellen Sektor eingeleitet worden. 
Luftverunreinigungen lassen sich nur durch bessere 
technische Entwicklung oder Verfahren 
vermelden oder verhindern. Das Bundesministerium 
für Gesundheitswesen hat In den vergangenen 
Jahren die Erprobung einer Anzahl von 
neuentwickelten Luftreinhalteanlagen und -verfahren 
finanziell gefördert. Unsere Bilder, aufgenommen 
während der Düsseldorfer Ausstellung, 
geben einen OberblIck über das umfangreiche 
Angebot der Industrie an ausgereiften 
Geräten, mit denen die Gefahr aus der Luft 
wirksam bekämpft werden kann. 
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DIE ORIENTIERUNG 
HBER DEN ZIVILSCHUTZ 

BIOLOGISCHE 
UND 
CHEMISCHE 

KAMPFMITTEl. 

Die Orientierung 
über den Zivilschutz 

Biologische und chemische Kampf­
mittel. Folge 5 dieser Schriften­
reihe. Herausgegeben von der Ge­
meinschaft für Vertrauenswerbung 
in Zusammenarbeit mit dem Bun­
desamt für zivilen Bevölkerungs­
schutz. Redaktion: Karl Peltzer. Ma­
nuskript : Dr. rer. nat. Gerhard Stes­
kaI. Zuschriften und Anforderungen 
an den Verlag für Vertrauenswer­
bung, Wiesbaden, Geisbergstr. 15. 

Ausgehend davon, daß das Genfer Giftgas· 
protokoll heute nicht von allen Staaten als 
verbindl ich betramlet wird und daher bei 
einem zukünftigen Kriegsfall der Einsatz 
biologischer und chemischer Kampfmittel 
nicht ausgeschlossen werden kann, befaßt 
sich diese Schrift mit den Einsatzmöglich­
keiten dieser Waffen sowie mit dem Schutz 
vor ihnen. Anhand vierer Beispiele wird auf 
die Gefahren biologischer Kampfmittel hin­
gewiesen, die zwar Menschen , Tiere und 
Pflanzen stark schädigen oder vernichten 
können, deren Anwendung in einem Kriege 
aber auch für den damit angreifenden Teil 
große Risiken birgt. 
Sehr ausführlidl behandelt die Sdlrift 
ebenfalls die Vlelsdlidltigkeit der Anwen· 
dung chemischer Kampfmittel. ihre Wirkun· 
gen auf den menschlichen Körper, auf Was· 
ser und Lebensmittel. Die Voraussetzungen 
für den militärischen Einsatz werden erläu­
tert und Schulzmöglichkeiten wie audl die 
Entgiftung aufgezeidlnet. In einem weiteren 
Kapitel werden auch Wirkungen der Brand· 
und Nebelstoffe, wie z. B. Phosphor, Ther­
mit und Napalm, beschrieben. 
Diese Ausgabe der "Orientierung " so ll 
einem größeren Personenkreis Einblick in 

ein Gebiet geben, auf dem die Zivilbevölke­
rung noch in weiten Kreisen unkundig ist. 

Praktische 
Hauskrankenpflege 

H. F. 

Leitfaden und Lehrbuch der häusli­
chen Krankenpflege von Dr. med. 
Erwin R. Birke, leitender Arzt des 
Pflegeheimes Al sterberg in Ham· 
burg. Schlütersche Buchd ruckerei 
und Verlagsanstalt, 3 Hannover 1, 
Postfach 5440. 3. verbesserte Auf­
lage, 144 Seiten Kunstdruck, 49 Ab­
bildungen, 5 Tabellen, Karton mit 
Kunstdruckumsch lag, 6,50 DM. 

Oie Hauskrankenpflege gewinnt trotz der 
modernen, mit allem technischen Komfort 
eingerichteten Krankenhäuser immer mehr 
an Bedeutung. Denken wir dabei nur einmal 
an das wesentlich gestiegene Durch­
schnittsalter der Menschen und die damit 
verbundene häufigere Krankheitsanfällig­
keit. 
Jede Familie kann zu jeder Zeit einmal von 
einem Krankheitsfall betroffen werden. 
Aber nicht jede Krankheit muß im Kranken· 
haus behandelt werden, und viele Patienten 
möchten - auch bei einer schwereren Er­
krankung - lieber in häuslicher Behand­
lung bleiben. Außerdem gibt es Leiden, die 
lediglich einer häuslichen Pflege bedürfen. 
Ein Familienmitglied hat oft sehr plötzlich 
und unvorbereitet die Betreuung zu über­
nehmen. 
Dr. Birke, ein erfahrener Praktiker auf dem 
Gebiet der Krankenpflege, gibt in diesem 
Leitfaden und Lehrbuch der Hauskranken­
pflege eingehend Auskunft über alle not­
wendigen Vorkehrungen, die bei einem 
Krankheitsfall getroffen werden müssen. Es 
werden alle zu Hause möglichen Behand­
lungsverfahren beschrieben wie Packun­
gen, Wickel, Inhalationen, Spülungen und 
dergleichen. Zur Verhütung von Ansteckun· 
gen werden Hinweise für die Durchführung 
einer wirksamen Desinfektion gegeben. 
Schwierigeren Pflegefällen - Schwerkran­
ken, gebrechlichen Alten - ist ein besonde· 
res Kapitel gewidmet. 
Wer sich eingehend für die Pflege inter­
essiert. wer vielleicht in der Hauskranken­
pflege tätig werden möchte, kann sich aus­
reichend über Krankheitsursad1en und 
Krankheitserscheinungen informieren. Es 
ist sehr wichtig , das Befinden des Kranken 
beurteilen zu können. Arzneimittel kann 
man zwar auch irgendwie "verabreichen", 
zweckmäßiger und interessanter aber ist es, 
uber die Arzneimittelanwendungen Näheres 
zu wissen : in welchen Formen Arzneimittel 
existieren, wie sie wirken und wie sie auf­
bewahrt werden sollen. Je besser die Vor· 
bildung, desto besser die Leistung. Das gilt 
besonders dann, wenn die Tätigkeit hi lf­
losen, kranken Menschen zugute kommen 
soll. 

Was dieses Lehrbuch nicht sein will : eines 
der "Doktorbücher" , in denen man die 
Symptome suchen kann, die zu der Krank­
heit passen, die man befürchtet. Das Dia· 
gnostizleren und Verordnen muß dem Arzt 
überlassen bleiben. Oie sachgemäße Aus­
füh rung der Anordnungen und die gute und 
richtige Betreuung im Hause aber tragen 
viel zur Gesundung des Patienten bel. 

Alles in diesem Buch Dargestellte wurde in 
der Praxis erprobt, für die Praxis ausge­
wählt und geschildert. Die hier eingehal­
tene Reihenfolge hat sich aus dem prak­
tisdlen Unterricht entwickelt. 

Ein ausführliches Stidlwortverzeichnis so­
wie eine Aufstellung über die 49 Abbildun­
gen und 5 Tabellen erleidltern das Nach· 
schlagen. 
Praktische Hauskrenkenpflege - ein Budl, 
das nidlt nur von zahlreidlen Institutionen 
der häuslichen Krankenpflegeschulung im 
Unterricht eingeführt Ist, sondern das audl 
in jede Familie gehört. Die Ansdlaffung 
dürfte nicht schwerfallen, da dieser Rat­
geber nicht einmal sovie l wie die monat­
liche Fernsehgebühr. kostet. 

Handbuch ~ 
des Manöverrechts -I -r 
Allgemeine Rechtsvorschriften 
Manöverleistungen und ihre Anfor­
derungen - Entschädigungen und 
Ersatzleistungen. Vorsch riften­
sammlung mit Erläuterungen von 
Regierungsamtmann a. D. Ernst Ri­
chard Pursch. Handbuchformat 
(12,2X 19,5), kartoniert, 273 Seiten 
DM 48,-; Deutscher Gemeindever­
lag und W. Kohlhammer Verlag , 
Verlagsort Köln . 

Das Redlt deutScher und verbündeter 
Streitkräfte, in der Bundesrepublik Manöver 
und andere Übungen durchzuführen, go· 
winnt immer mehr an Bedeutung. Mit dem 
Bundesleistungsgesetz von 1956 wurde 
das öffentliche Leistungsrecht in der Bun· 
des republik neu geregelt. In seinem dritten 
Teil sind die Vorschriften des Manöver- und 
Manöverschädenentschädigungsrechts zu· 
sammengefaßt ; sie bilden die Reetltsgrund­
lage für die Duretlführung von Manövern 
und anderen Übungen, für die Anforderung 
und Abgeltung von Leistungen und Ersatz­
leistungen für verursad1te Manöversdlä­
den. Das Fehlen einer zusammengefaßten, 
die wichtigsten Bestimmungen des Manö­
verrechts, des Anforderungsrechts, des 
Entschädigungs- und Verfahrensredlts ent· 
haltenden Darstellung ist in der Praxis als 
besonders nadlteilig empfunden worden, 



- um so mehr, als für die in der Bundesrepublik stationierten 
ausländischen Streitkräfte noch besondere zwischenstaatliche 
Bestimmungen gelten und beachtet werden müssen. 

Der Verfasser, Aegierungsamtmann a. 0., langjähriger Bearbei­
ter des Wehr leistungs rechts, des Truppenschädenentschädi­
gungsrechts und des diesbezüglichen zwischenstaatlichen Ver­
tragsrechts bei der Bezirksregierung in Düsseldorf schließt mit 
dem "Handbuch " eine bestehende Lücke. 

Das "Handbuch " ist die Arbeit eines Praktikers für die Praxis, 
insbesondere für die Anforderungsbehörden bei den kreisfreien 
Städten und den Landkreisen (auch Naturschutz-, Straßenver­
kehrs- und Jagdaufsichtsbehörden), die Gemeinden und Ge­
meindeverbände, Polizei- und Forstbehörden wie für alle 
Dienststellen, deren Belange bei der Durd"lführung von Manö­
vern und anderen übungen berührt werden. Anwälten, Rechts­
beratern und privaten Kreisen (Betroffenen und Geschädigten) 
wird es als Nachschlagewerk zur Wahrnehmung der Rechte, ins­
besondere bei der Geltendmachung von Entschädigungs- und 
Ersatzleistungsansprüchen, wertvolle Hilfe leisten. 

In 3 Abschnitten werden behandelt: das formelle Manöverrecht 
mit Sonderrechten der Truppe wie die die Rechte einschränken­
den Bestimmungen, die Anforderung von Manöverleistungen, 
die hierfür zuständigen Behörden wie die Rechtsmittel gegert 
Leistungsbescheide der Anforderungsbehörden, die Entschädi­
gungen für erbrachte Manöverleistungen und Nutzungsbeein­
trächtigung an Grundstücken und die Ersatzleistungen für ver­
ursachte Manöverschäden; Verfahrensregelung und Rechtsmit­
tel gegen Festsetzungsbescheide sind besonders hervorge­
hoben. 
Zu den Grundvorschriften des dritten Teiles des Bundeslei­
stungsgesetzes bringt der Verfasser die zugeordneten Vor­
schriften des Ersten und Zweiten Teils dieses Gesetzes wie die 
ergänzenden Bestimmungen, insbesondere - auszugsweise -
die für die ausländischen Streitkräfte geltenden zwischenstaat­
lichen Vereinbarungen. Diese Anordnung erscheint besonders 
sinnvoll , weil sie ein schnelles Zurechtfinden in den einzelnen 
Rechtsgebieten ermöglicht. 
Der zweite Abschnitt befaßt sich mit der Anforderung von Manö­
verleistungen. Unter Voranstellung der Stufenfolge - Bedarfs­
träger, Anforderungsbehörde, Leistungspflidltiger, Leistungs­
empfänger - werden die Rechte und Pflichten der Beteiligten 
bei der Durchführung des Anforderungsverfahrens näher um­
rissen. Die rechtlichen Wirkungen der Anforderungen, die so­
fortige Vollziehbarkeit der Leistungsbescheide wie die Redlts­
mittel gegen diese werden in verständlicher Weise dargestellt. 

Besondere Aufmerksamkeit widmet der Verfasser im dritten Ab­
schnitt der Abgeltung von Manöverleistungen und verursachten 
Manöverschäden, wobei er den Aufgaben der Gemeinden und 
Gemeindeverbände bei der beschleunigten Abgeltung von Ma­
növerschäden im vereinfachten Verfahren gebührenden Raum 
gibt. Oie für den Abschluß von Vereinbarungen und die Festset­
zung von Entschädigungen und Ersatzleistungen zuständigen 
Behörden werden klar herausgestellt ; das von dem Anforde­
rungsverfahren abweichende Rechtsmittelverfahren wird an­
schaulich gewürdigt. 

Der Verfasser läßt die Vorschriften nicht unerwähnt, die Platz 
greifen, wenn andere Schäden anläßlich der Durchführung von 
Manövern und anderen Übungen verursacht werden, die nicht 
als Manöverschäden nach den Vorschriften des Bundeslei­
stungsgesetzes abgegolten werden können. Es handelt sich 
hier insbesondere um die Haftungsvorschri ften nach dem Stra­
ßenverkehrsgesetz, dem Luftverkehrsgesetz und des Bürger­
lichen Gesetzbuches. 

Der Vorschriftensammlung mit Kommentar schließt sich ein kur­
zer Anhang an, in dem Vordruckmuster zu dem Anforderungs­
und Entschädigungsrecht wie einige besonders wichtige Vor­
schriften ungekürzt abgedruckt werden. Ein FundsteIlenver­
zeichnis aller in der Kommentierung zitierten nebenrechtlichen 
Vorschriften und ein umfangreidles Stichwortverzeichnis ver­
vollständigen diese umfassende Darstellung des Manöver-, Ver-
fahrens- und Manöverschädenentschädigungsrechts. 
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ESSTELLEN berichten ••• LANDESSTELLEN berichten ••• LANDES STELLEN berichten ••• LANDESSTELLEN berichten • •• 

Schleswig-Holstein 
• Nach dem Hellertag 1969 

Der HeUertag 1969 liegt bereits 
einige Wochen hinter uns, und 
doch ist sein Ablauf, vor allem 
sein Erfolg, noch immer im 
Munde aller BVS-Mitarbeiter. 
Auch die Presse hat diesmal in 
ehrlicher Überzeugung zu dem 
Geschehen Stellung genom-
men. 
Wenn der landesstellenleiter 
von einem Wettstreit in zwei­
facher Form gesprochen hat, 
nämlich einem geistigen Wett­
streit im Conventgarten und 
einem praktischen Wettbewerb 
auf dem Nordmarktplatz. so 
meinen alle Helfer der Dienst­
stelle Pinneberg, daß bei des 
ein voller Erfolg war und end­
lieh einmal die Arbeit der in der 
Stille wirkenden, ehrenamt­
lichen BVS-Mitarbelter vor den 
Augen der Offentlldlkeit de­
monstriert werden konnte. 
Da viele Helfer von dem Forum· 
und POdiumgespräch nur unter· 
richtet werden konnten, denn 
es war nicht möglich, daß alle 
daran teilnahmen, wird es von 
den BVS·Mitarbeitern um so 
mehr begrüßt, daß auf der Ebe· 
ne des Kreises Pinneberg Fo­
rum- und Podiumgespräch im 
November wiederholt werden 
sollen. Die Stadt Elmshorn hat 
durch ihren Bürgermeister den 
Plenarsitzungssaal des Rathau· 
ses hierfür zur Verfügung ge· 
stellt. Bundes· und Landtags­
abgeordnete aller Parteien ha· 
ben ihre Zusage für eine Teil­
nahme gegeben. Das Wort des 
Innenministers: Nicht abwarten, 
sondern handeln, ist im Kreis 
Pinneberg verstanden worden. 
Es geht darum, im November 
den Gesamtkomplex des 
Selbstschutzes im Zivilschutz 
und damit im Rahmen der Ge· 
samtverteidigung in aller öffent­
lichkeit zu diskutieren . 
Zunächst aber wollen wir die 
lehren des Helfertages für un­
sere Weiterarbeit in die Tat um· 
se tzen. Alle Dienslstellenleiter 
und Ortsbeauftragte, die in 
ihrem Standort einen Selbst­
schutzzug zur Verfügung haben, 
wissen es zu schätzen, daß auf 
dem Helfertag der Selbstschutz­
zug als widltiges Glied der Auf­
klärungs- und Ausbildungsar­
beil herausgestellt wurde. So 
haben die Worte von Ministe· 
rla/dirigent Dr. Weiß der lan­
desregierung ein weites Echo 
gefunden, als er sagte: "Wir 
brauchen diese Züge für den 
Selbstschutz wegen ihres Wer­
tes für die Nachbarschaftshilfe. " 
Alle BVS-Mitarbeller und 
SelbstsdlUtzkräfle vertreten 
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den Standpunkt, daß bei Helfer­
tagen nicht unbedingt ein Preis 
im Wettkampf errungen werden 
muß, sondern allein die Tat­
sache des Mitmachens eine Be­
lohnung für ihre immerwähren ­
de Bereitschaft ist. 
Eine besondere Freude war es 
daher auch, bei der Schlußan­
sprache zu hören, daß die Lan­
desstelle gewillt ist, sich dafür 
einzusetzen, auch im Jahr 1970 
wieder einen Helfertag durchzu­
führen. Es besteht einstimmig 
die Meinung, daß ein solches 
Vorhaben die beste öffentlich­
keitsarbeit ist. W. P. 

• NORLA 1969 

Im Zeitalter der Messen hat 
auch das nördlidlste Bundes­
land deren zwei aufzuweisen : 
die "Norddeutsche landwirt­
schaftsschau- (NORLA) in 
Rendsburg und den "Bau­
markt" In Neumünster. Auf bei­
den Messen ist der BVS stets 
mit Sonderausstellungen ver­
treten. Bei der "NORlA 69", 
vom 9. bis 14. September, 
konnte die BVS-Ausstellung in 
einem 180 qm groBen Zelt ge­
zeigt werden. Da der BVS über 
eine eigens für landwirtschaft­
liche Ausstellungen zusammen­
gestellte Schau verfügt, wurde 
diese bereits erprobte Ausstat­
tung übernommen. 
Die Thematik der Ausstellung 
ist auf die dem Selbstschutz der 
landwirtschaft eigenen Pro­
bleme ausgerichtet. Neben den 
HilfsmaBnahmen für den Men­
schen steht die Vorsorge für 
den Viehbestand. Ebenfalls 
mussen Äcker und Früchte mit 
einbezogen werden. Mit Schau­
tafetn und entsprechenden Aus­
rüstungsgegenständen - zum 
Tell in Vitrinen - wurden die 
Besucher über geeignete Maß­
nahmen hierfür informiert. Na­
turlich fehlte es nicht an wert· 
vollen Hinweisen, wie bereits 
vorhandenes Gerät im Selbst­
schutz verwendet werden kann. 
Folgende Hauptthemen wurden 
dargestellt : Schutzbauten für 
Mensdl und Tier, lebensmittel ­
und Futtermittelbevorratung, 
Erste Hilfe für Mensch und Tier, 
Brandbekämpfung, Verhalten 
bei radioaktivem Niederschlag . 
Sei bstschutzausrüstu ng. 
Die Vorführungen von Filmen 
und Tonbildschauen stellten 
sich ats sehr anziehend heraus. 
Für die Beratung standen ent­
sprechend ausgebildete Helfer 
bereit. Da viele von ihnen im 
Vorjahr au f der "NORlA" be­
reits Erfahrungen gesammelt 
hatten, konnten Vergleiche ge­
zogen werden . Allgemein ist 
aufgefallen, daß das Interesse 

am BVS größer geworden ist. 
Trotz aller Werbung und Auf· 
klärung ist jedoch ein großer 
Teil der landbevölkerung mit 
dem BVS bisher kaum in Berüh­
rung gekommen . Auf der 
"NORLA " konnten mit etwa 
3500 Personen Kontaktge­
spräche geführt werden. J. S. 

Nordrhein-Westfalen 
• Werbung durdl "Tage der 

offenen Tür" 

In verstärktem Maße ist zu be­
obachten, daß es die Gemein­
den als unerläßlich ansehen, 
Öffentlichkeitsarbeit zu betrei­
ben, um den vielfach bestehen­
den Vorurteilen gegenüber der 
Verwaltung entgegenzuwirken. 
Der Bürger soll erkennen, daß 
das "Rathaus" eine demokra­
t isdle Einrichtung im besten 
Sinne ist. Dies geschieht u. a. 
mit "Tagen der offenen Tür", 
die es dem Bürger ermöglichen, 
Einrichtungen städtischer Be­
triebe anzusehen und sich über 
Ihre Arbeitsweise zu unterrich­
ten. In den Bereich der Infor­
mation werden stets auch die 
Katastrophenschutzeinridltun· 

gen der Gemeinde einbezogen. 
Ausstellungen von Geräten, 
Schauübungen der Katastro­
phenschutz-Organisationen und 
des örtlichen Katastrophen­
schutzes. Filmvorführungen u. a. 
sollen dem Bürger zeigen, was 
die Gemeinden zum Schutz der 
Zivilbevölkerung an Vorsorge­
maßnahmen für Katastrophen­
fälle getroffen haben. Für Ver­
anstaltungen dieser Art wird 
auch jeweils der Bundesver­
band für den Selbstschutz her­
angezogen, der die Aufgabe 
hat, den Bürger zur Selbsthilfe 
anzuregen und für eine Ausbil­
dung im Selbstschutz zu gewin­
nen . 
Veranstaltungen dieser Art führ­
ten Ende Juni die Stadt Rem­
scheid, Mitte September die 
Städte Duisburg und Velbert 
durch 
Der "Tag der offenen Tür" in 
Remscheid stand unter dem 
Motto "Remscheid, Stadt der 
Zukunft" . Alle Verwaltungen 
und Organisationen waren ein­
geladen, die Bevölkerung über 
ihren Arbeitsbereich zu infor­
mieren. 
In enger Zusammenarbeit mit 
der Stadtverwaltung wurden die 
Vorschläge der BVS-Dienststel­
le über Art und Umfang der Be­
teiligung erörtert. Außer einem 
Informationsstand Im Rathaus 
der Stadt, der über die Aufga­
ben unseres Verbandes und 
das Zusammenwirken des 
Selbstschutzes mit dem Kata­
strophenschutz unter verant-

wortlidler Leitung des höchsten 
Gemeindebeamten informierte, 
gelangte die "Fahrbare Infor­
mations- und Beratungsstelle " 
zum Einsatz. Sie wurde auf 
öffentlichen Plätzen sowie in 
den gewerblichen Berufsschu­
len eingesetzt. Die Ausstel ­
lungskoje der Dienststelle Rem­
scheid im Rathaus stand unter 
dem Thema ~Selbstschutz - Teil 
der Daseinsvorsorge " . Die von 
der Dienststelle entwickelte In­
formatJonsschau stellte unter 
dem Oberbegriff "Alles in einer 
Hand " die Zuständigkeit des 
Hauptverwaltungsbeamten für 
den Katastrophenfall heraus. 

lebensmittelbevorratung , 
Selbstbefreiung und l öschge­
räte, Hausapotheke usw. gaben 
dem Bürger Anregungen, was 
er selbst in seinem persön­
lichen Bereich an Vorsorgemaß­
nahmen treffen sollte, um Not­
situationen begegnen zu kön­
nen. 
Der "Tag der offenen Tür" wur­
de durch den Oberbürgermei­
ster der Stadt Remscheid, Hart­
kopf, eröffnet, der in seiner An­
sprache die Bürger aufforderte, 
sich d ie Ausstellung des Amtes 
für Zivilschutz sowie des Bun­
desverbandes für den Selbst­
schutz anzusehen, da hier sehr 
wesentliche Empfehlungen für 
die Daseinsvorsorge gegeben 
würden. 
Die Einrichtungen der Öffent­
lichkeitsarbeit des BVS wurden 
nicht nur am "Tag der offenen 
Tür" eingesetzt. Die Dienst­
stelle hatte in Übereinstimmung 
mit dem örtlichen Zivilschutz­
leiter die Möglichkeit erhalten, 
auch in der ansdlließenden 
WOche ihre Information und 
Werbung weiterzuführen. Wäh­
rend der Dauer der Aufklä­
rungsaktion wurden in Rem­
scheid ungefähr 30 000 Perso­
nen als interessierte Besucher 
der Veranstaltungen gezählt. 
Eine erste Auswertung der ein­
gegangenen Interessenten-Mel­
dungen erbrachte fünf Selbst­
schutz-Grundausbildungen mit 
insgesamt 120 Teilnehmern. 
Darüber hinaus fanden Erst­
besprechungen über Aufklä­
rungsveranstaltungen mit Ver­
tretern der Industrie- und Han· 
deiskammer, mit einzelnen 
Handwerkerverbänden der 
Kreishandwerkersdlatt und an· 
deren Organisationen stall . 
Die Remscheider Tageszeitun­
gen berichleten in insgesamt 
acht Pressebeiträgen vor, wäh­
rend und nach der Aufklärungs­
aktion über die Arbeit unseres 
Verbandes. 
In kleinerem Rahmen vollzog 
sich die Beteiligung des BVS In 
Velbert am "Tage der offenen 
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Tür". In einem LSHD-Zelt wur­
den Besucher über den Selbst­
schutz der Bevölkerung sowie 
der Betriebe und Behörden 
unterrichtet. Sdlautafeln. Lehr­
tafeln sowie Selbstschutzgerät 
informierten die Bevölkerung 
über Vorsorgemaßnahmen, die 
der einzelne in seinem Bereich 
treffen sollte, um für Katastro­
phenfälle gerüstet zu sein. 
Schauübungen der beteiligten 
Organisationen und Verbände 
sowie Filmvorführungen (durch­
geführt vom BVS) waren zu­
sätzliche Informationsmittel. 
700 Personen haben das Infor­
mationszelt besucht, darunter 

Bundesverteidigungsminister 
Schröder in Begleitung des 
Bundestagsabgeordneten Mü­
sero Auch Oberkreisdirektor 
Nothnik mit seinen Dezernenten 
sowie Stadtdirektor Steinhau­
sen waren interessierte Be­
sucher der Ausstellung. 
Wie in den vergangenen Jahren 
beteiligte sich die Dienststelle 
Duisburg mit einem Informa­
tionszeit am "Tag der offenen 
Tür" in Duisburg. Zusätzlich 
wurde hier der Filmwagen ein­
gesetzt. Begünstigt durch gutes 
Wetter und einen geeigneten 
Ausstellungsplatz fand auch 
hier die Veranstaltung der Stadt 
starke Beadltung. 
Alle drei Aktionen haben dazu 
beigetragen, die Besudler der 
Ausstellungen zu überzeugen, 
daß Vorsorgemaßnahmen für 
Katastrophenfälle sinnvoll sind . 
Die Landesstelle nimmt Gele­
genheit, allen denen, die zum 
Gelingen der Veranstaltungen 
beigetragen haben, zu danken. 

Rhelnland-Plalz 
• Gute Kontakte zum 

Hausfrauenbund 

Die guten Beziehungen, die 
sich in letzter Zeit zu den Orga­
nisationen der Landfrauen an­
gebahnt haben und durch Vor­
träge der Fachgebietsleiterin 
Frau Darimont vertieft werden 
konnten, sollen nun audl auf 
die Hausfrauenverbände mit 
ihren Aufgaben als Verbraudler 
ausgedehnt werden. Den An­
stoß dazu bot die vom Deut­
schen Hausfrauenverband stark 
geförderte HAFA-Ausstellung in 
Ludwigshafen, an der sich der 
BVS erfolgreich beteiligte, so­
wie der in diesem Rahmen 
durchgeführte Deutsdle Frauen­
kongreß des Deutsdlen Haus­
frauen bundes. 
Der BVS war hier auf eine be­
sondere Einladung hin durch 
die Fachgebiete Öffentlichkeits­
und Frauenarbeit vertreten. Der 
Kongreß, veranstaltet im neuen 

Pfalzbau, bot einen festlidlen 
Rahmen. Aktuelle Referate 
unter dem Motto "Der Ver­
braucher in der modernen 
Volkswirtschaft " boten Gele­
genheit zu reger Aussprache mit 
Angehörigen des Deutschen 
Hausfrauenverbandes in Rhein­
land-Pfalz. 
Die starke Beteiligung an die­
sem Kongreß - etwa 700 Frau­
en hatten sich eingefunden -
sowie das offensidltliche Inter­
esse der Anwesenden an den 
aktuellen Themen der Veran­
staltungen ließen erkennen, daß 
Frauen gegenüber allen Fragen 
auf ihrem hausfrau lichen Gebiet 
sehr aufgeschlossen sind. Es 
drängte sich dem Gast und auf­
merksamen Beobachter der Ge­
danke auf, daß hier durdlaus 
Berührungspunkte gegeben 
sind, wobei Schutz und Vor­
sorge mit im Vordergrund ste­
hen könnten. Diese Gelegen­
heiten so1\ten vor allem auch 
auf örtlicher Ebene durch die 
Dienstste1\en wahrgenommen 
werden . L. F. 

• Die HAFA, ein Erfolg für den 
BVS 

Mit einem attraktiv gestalteten 
Informationsstand auf der 
Hauswirtschaftlichen Fachaus­
stellung (HAFA) Rheinland­
Pfalz in Ludwigshafen leistete 
der Bundesverband für den 
Selbstschutz die bisher werbe­
wirksamste Offentlichkeitsar­
beit in diesem Raum. Der 
Hauptteil der insgesamt etwa 
170000 Ausstellungsbesucher, 
die Gäste dieser zum fünften 
Male in der größten Stadt des 
Landes durchgeführten Schau 
für Frau und Familie waren, 
begegneten der Aufklärungs­
aktion für notwendige Vor­
sorgemaßnahmen im Bereich 
des Selbstschutzes mit Inter­
esse. Das vorhandene Pro­
spektmaterial wurde mit Inter­
esse entgegengenommen. 
In der Halle I - der Friedrich­
Ebert-Halle - war auf einer 
116 Quadratmeter großen Flä­
che der BVS-Informationsstand 
aufgebaut ; im Freigelände war­
ben der Filmwagen der Landes­
steile Saarland und der Ausstel­
lungsbus der Landesstelle Ba­
den-Württemberg für den 
Selbstschutz. Der Informations­
stand, der sich sdlon wieder­
holt bewährt hatte, wirkte durch 
seine übersichtliche Gestaltung. 
In zwei Holzhäuser gegliedert, 
flankierte er einen Besucher­
durchgang und wurde damit 
schon durch seinen Standort 
stark frequentiert. 
In der einen Hälfte des Standes 
erhielten die Besucher Infor-

mationen über den allgemeinen 
Aufgabenbereich des Selbst­
schutzes, angefangen bei der 
Ausrüstung der Selbstschutz­
züge bis hin zu der in Verbin­
dung mit dem Führerschein-Er­
werb aktuell gewordenen 
Grundausbildung mit lebensret­
tenden Sofortmaßnahmen. 
Besonderes Interesse weckte 
die im zweiten Teil des Standes 
gezeigte Schau über den Bau 
von Hausschutzräumen. In Zu­
sammenhang mit den aufge­
bauten Modellen hatten die 
BVS-Berater immer wieder 
zahlreiche und vielseitige Aus­
künfte zu erteilen. Diese er­
streckten sich keineswegs nur 
auf den technischen Bereich, 
sondern griffen auch die Mög­
lichkeiten der staatlichen Zu­
sdlüsse und der steuerlidlen 
Abschreibung auf. Hierbei wur­
de deutlich, daß über den 
Schutz raum bei der Bevölke­
rung große Unkenntnis vor­
herrscht und auch nur wenige 
Architekten von sich aus bereit 
sind, Schutzräume in die Pla­
nung und damit in die Vorkal­
kulation für einen Hausbau mit 
einzubeziehen. Die von den Be­
suchern des Ausstellungsstan­
des gestellten Fragen richteten 
sich weitgehend auch auf die 
Möglichkeit, in bestehenden 
Bauten Schutzräume nachträg­
lich zu installieren. 
Im Verlaufe der Gespräche wur­
de überwiegend anerkannt, daß 
das Kernstück der Vorsorge der 
private HauSSchutzraum ist. Um 
so wichtiger war es für die 

Hausbesitzer zu erfahren, daß 
die Bundesregierung seit dem 
1. Juli den Bauherren von pri­
vaten Schutzräumen Zuschüsse 
gewährt. 
Die gute Wirkung seines Aus­
stel lungsstandes zeigte sich für 
den Bundesverband für den 
Selbstschutz auch in der großen 
Zahl der Ehrengäste, die die­
sem Informationsstand einen 
Besuch abstatteten. Der Leiter 
der Ludwigshafener Dienststel­
le, Werner Schnur, konnte die 
beiden Schirmherren der HAFA, 
den rhein land-pfälzischen Fi­
nanzminister Dr. Hermann 
Eicher und den Ludwigshafener 
Oberbürgermeister Or. Werner 
Ludwig, begrüßen und sie in 
einem längeren Gesprädl für 
eine künftige noch engere Zu­
sammenarbeit gewinnen. Weite­
re namhafte Gäste waren unter 
anderem der Bundestagsabge­
ordnete Dr. Hans Bardens, der 
frühere Vizepräsident des Bun­
desverfassungsgerichtes in 
Karlsruhe und Ludwigshafener 
Ehrenbürger Justizrat Friedrich 
Wilhelm Wagner sowie die Lud­
wigshafener Bürgermeister 
Erich Reimann und Hanns Ast­
heimer. Auch BVS-Landesstel­
lenleiter Görnemann aus Ba­
den-Württemberg stellte sich 
als Gast ein. 
Die HAFA hat gezeigt, daß die 
Beteiligung des Bundesverban­
des für den Selbstschutz an 
einer solchen Ausstel lung beste 
Möglichkeiten bietet, seiner ge­
setzlichen Aufgabe nachzukom­
men. J. M.-K. 

Im Rahmen einer Informationstagung besichtigt eine SPD-Frauen­
gruppe unter der Leitung von Frau Marlanne Gregorlus das Übungs­
gelände der BV5-Landesschule Rhelnland-Pfalz in BIrkenfeld. 
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In den Ruhestand versetzt 
Leitender Verwaltungsdirektor Hans Weis­
kam, seit Juni 1963 in der Bundeshaupt­
steile des BVS in Köln tätig und seit dem 
1. Januar 1964 Leiter der Verwaltungsab­
teilung, ist auf seinen eigenen Antrag hin 
am 1. 8. 1969 in den Ruhestand versetzt 
worden. 
Hans Weiskam wurde am 26. 4. 1915 in 
BredebroJNordschleswig geboren und ver­
brachte seine Schulzeit in Kiel. Nach dem 
Abitur und nach einer halbjährigen Ar­
beitsdienstzeit studierte er von 1934 bis 
1938 Rechts- und Staatswissensdlaften in 
Kiel und Marburg und trat nach der ersten 
juristischen Staatsprüfung in den juristi­
sroen Vorbereitungsdienst im Bezirk des 
Oberlandesgerid1tes Kiel , später Sdlles­
wig, ein. Er wurde 1943 zum Assessor (K) 
ernannt. Von 1939 an leistete Hans Weis­
kam Wehrdienst und setzte nach Rück­
kehr aus der Kriegsgefangensohaft 1947 
seine Ausbildung fort. Nach der Großen 
juristischen Staatsprüfung trat er 1950 in 
den Dienst der Landesregierung Schles­
wig-Holstein ein und war dort zunächst 
im Kultusministerium und dann im Innen­
ministerium als Referent bis 1953 tätig . 
Seitdem stand er im Bundesdienst, und 

zwar als Oberregierungsral und Personal­
hauptreferent beim Statistischen Bundes­
amt in Wiesbaden und ab 1958 als Leiter 
der Arbeitsgruppe Verwaltung in der Bun­
deszentrale für politische Bildung in Bonn. 
Von dort wurde er im Juni 1963 zum da­
maligen Bundesluftschutzverband abge­
ordnet, wo er sich wegen seiner Sach­
kunde und seines angenehmen Wesens 
bei allen Bediensteten besonderer Wert­
schätzung und großer Beliebtheit erfreute. 
Am 9. Dezember 1964 wurde er zum Ver­
wallungsdirektor und am 23. Dezember 
1965 zum Leitenden Verwaltungsdirektor 
ernannt. 
Im Juni 1967 unterbrach eine langanhal­
lende Krankheit seine Schaffenskraft. 
Der Direktor des Bundesverbandes für 
den Selbstschutz, W. Fritze (links im Bild) , 
der seinem langjährigen Mitarbeiter die 
Entlassungsurkunde überreichte. über­
brachte Hans Weiskam im Namen des 
Verbandes die besten Wünsche für eine 
weitere Genesung und sprach ihm seinen 
Dank aus für die wertvolle und erfolg­
reiche Arbeit , die er für den Verband und 
für den Zivilschutz unseres Landes ge­
leistet hat. 

Ur. H. Herzog im Ruhestand 
Ministerialdirigent Dr. Helmut Herzog ist 
nad"! Erreichung der Altersgrenze am 
1. September in den Ruhestand getreten. 
Sein Name ist mit dem Zivil- und Kata­
strophenschutz eng verbunden. Bereits 
1953 übenahm er das Referat Katastro­
phenschutz im Bayerischen Staatsministe­
rium des Innern und später die Leitung 
der Abteilung Zivile Verteidigung, Brand­
und Katastrophenschutz, die er bis zu sei­
ner Pensionierung innehatte. 
In besonderem Maße war er eng mit dem 
Bundesluftschutzverband verbunden, des­
sen Vorstand er in den zwei ersten Wahl­
perioden als Mitglied angehörte. Anschlie­
ßend vertrat er das Land Bayern in der 
Mitgliederversammlung. wo er des öfte-

ren Standpunkt und Forderungen der Bun­
desländer mit Nachdruck und Tempera­
ment vertrat. Mit Zustimmung des BLSV 
suchte er das neue Beringerheim in Tut­
zing als Sitz der Landesschule Bayern 
aus. Auch auf die Auswahl der Bundes­
schule in Waldbröl hat er eingewirkt. Das 
Zivilschutzzeichen stammt in Form und 
Farbe von ihm. 
Sein besonderes Interesse galt der Aus­
bildung. Auf diesem Sektor hat er sich 
auch im Bereich der Feuerwehren zahl­
reiche Verdienste erworben. So entwik­
kelte er ein LehrplanspieJ , das Anerken­
nung und Nachahmung fand. 
Die erste Bewährungsprobe dieser syste­
matiSChen Ausrichtung der tnneren Ver-

waltung auf die Katastrophenabwehr war 
die HOchwasserkatastrophe im Jahr 1954. 
Oie Gesamtleitung und Koordination des 
Einsatzes lag damals in den Händen von 
Dr. Herzog. Er bewies dabei sein Orga­
nisat ionstalent und sein taktisches Denk­
vermögen, das auch bei einer Informa­
lionslagung, zu der er 1954 nach Würz­
burg einlud, deullich wurde. Hier fanden 
sich zum erstenmal Vertreter der für die 
Aufgaben des Katastrophenschutzes in 
Frage kommenden Sparten aus dem ge­
samten Bundesgebiet zusammen. 
Ein weiterer Markstein seiner Tätigkeit , 
die immer wieder dem Schutze der Be­
vblkerung galt , war die Gründung der 
Zentralen Ausbildungsstätte des Luft­
schutzhilfsdienstes in Wolfratshausen. 
Die Wertschätzung. die man dem Zivil­
schutzfachmann auch im Ausland entge­
genbringt, zeigte sich noch in letzter Zeit. 
In Wien hielt er auf Einladung des Oster­
reichischen Zivilschutzverbandes vor füh­
renden Persönlichkeiten des Staates und 
der freiwilligen Organisationen einen grund­
sätzlichen Vortrag. Ein weiteres, viel be­
achtetes Referat hielt er in der Schweiz 
bei einer internationalen Zivilschutztagung 
in Luzern. 
Die Erfolge seiner Tätigkeit fanden u. a. 
auch ihren Ausdruck in der Überreichung 
zahlreicher Ehrenzeichen. Ministerialdiri­
gent Dr. Herzog ist Träger des Bundes­
verdienstkreuzes Erster Klasse, mehrerer 
Feuerwehr-Ehrenzeichen sowie der BLSV­
Ehrennadel. 
Bei seiner Verabschiedung in Bonn wür­
digte man ihn als einen Mann der ersten 
Stunde, der den Weg für den Zivilschutz 
bereitete und Marksteine setzte. 

Vizepräsident im Bundesamt 
für zivilen 

Bevölkerungsschutz 
Nachdem der frühere Vizepräsident Dr. 
Paul Kolb zum Präsidenten des Bundes­
amtes für zivilen Bevölkerungsschutz er­
nannt worden ist, hat nun der frühere Mi­
nisterialrat im Bundesministerium des In­
nern, Dipl.-Ing. Erhard Schmilt, die Stelle 
des Vizepräsidenten übernommen. 

Erhard Schmilt, 1909 in Franken geboren, 
ist als fachliche Autorität für Katastro­
phenbrandschutz im In- und Ausland an­
erkannt. Während des zweiten Weltkrieges 
war er Referent fur Brandschutz an der 
Reichsanstalt der Luftwaffe für Luftschutz. 
Seit Jahren ist er Präsident der Vereini­
gung zur Förderung des Deutschen Brand­
schutzes. Als er 1952 zum Bundesministe­
rium des Innern kam, gehörte er zu einer 
kleinen Gruppe von Mitarbeitern, die mit 
dem Aufbau des ZivilSchutzes begannen. 
Seine besonderen Verdienste liegen auf 
dem Gebiet des Baues von öffentlichen 
Schulzräumen. Wenn hier u. a. bei Mehr­
zweckbauten beispielhafte Lösungen er­
zielt wurden, so war dieses Verdienst 
weitgehend Dipl.-Ing. Erhard Schmitt zu­
zuschreiben. 



(Fortsetzung von S()ite 17) 

starre Erdkruste, ist im Mittel nur 30 km 
dick. Die von den Wissenschaftrern vermu­
teten, im Erdmantet vor sidl gehenden 
langsamen Bewegungen führen dazu, daß 
die Erdkruste mechanischen Beanspru­
chungen ausgesetzt wird. Teile der Erdkru­
ste verhalten sidl ähnlich wie Eissdlollen, 
die sich gegeneinander verschieben und 
zerbrechen. So entstehen die tektonischen 
Erdbeben, welche die Masse aller Erdbe­
ben ausmachen. Die zweite Art von Erd­
beben, die vulkanischen Ursprungs, sind 
dagegen relativ selten. 

Es gibt zahlreiche Gegenden auf unserem 
Erdball , in denen häufig heftige Erdbeben 
auftreten. Dort befinden sich Nahtstellen 
und Bruchzonen zwischen den einzelnen 
Schollen der Erdkruste. Deutschland zählt 
erfreulicherweise nicht zu diesen erdbeben­
reichen Zonen. Doch sind andererseits 
hierzulande Erdbeben nicht unbekannt. Die 
Seismologen, d. h. die Wissenschaftler, die 
sich mit der Erforschung der Erdbeben be­
fassen, haben in Jahrhunderten alle er­
reichbaren Berichte und Angaben über Erd­
beben im deutschen Raum zusammenge­
tragen und ausgewertet. Dabei konnte man 
sich naturgemäß nicht streng an die heuti­
gen Staatsgrenzen halten, sondern bezog 
auch die unmittelbaren Nachbargebiete mit 
ein, insbesondere wenn sich die zusam­
menhängenden geologischen Formationen 
über die Grenzen hinweg erstrecken. Im 
19. Jahrhundert wurden die ersten Instru­
mente zur Feststellung von Erdbeben in 
Form von Quecksilber-Rinnensdlalen kon­
struiert. Um 1900 entstanden die ersten 
Seismographen. Seither wurden immer 
bessere Beobachtungs- und Meßinstrumen­
te entwickelt und die Erdbebenlorschung 
intensiviert. Neuzeitliche Seismographen 
erreichen Vergrößerungen der festgestell­
ten Erdbewegungen bis zum 6OQOfadlen. 
Eine der wichtigsten Erdbebenstationen in 
unserem l ande ist die des Geologisdlen 
Ins ~itu t s der Universität Köln in Bensberg, 
auf deren Forschungsergebnisse sich diese 
Ausführungen dankenswerterweise stützen 
können. 

Erdbeben werden an Hand von zwei ver­
schiedenen Maßsystemen gemessen und 
beurteilt. Die makroseismische Stärkeskala 
legt die vom Menschen ohne Hilfsmittel 
festgestellten Wirkungen von Erdbeben zu­
grunde. Sie reicht z. B. von Grad 1 - Beben 
nicht fühlbar - über 4 - schon fühlbar, 
aber noch keine Schäden - , 6 - erste 
leichte Schäden - , 8 - Gebäudezerstörun­
gen - bis 12 - vollständige Zerstörung al­
ler Gebäude. Nachdem die Menzchen Mit­
tel und Wege gefunden hatten, die Größen­
ordnung der vom Erdbeben hervorgerufe­
nen Bodenbewegungen instrumentell zu 
messen, entstand die sog . Richter-Skala. 
Sie gibt das Maß der freigewordenen 
Energie wieder, die Mo.gnitude, und reicht 
von 0 bis 9. Das stärkste bisher gemessene 
Erdbeben hatte die Magnitude 8,9. 

In vergangencn Jahrhunderten, aber auch 
in jüngster Zeit wurden im deutschen Raum 

immer wieder Erdbeben verzeichnet. Das 
folgenschwerste Beben ereignete sich of­
fenbar 1356 mit seinem Herd bei Basel und 
der makroseismischen Stärke 8. Es hat 
nach Aufzeichnungen in al ten Chroniken rd. 
303 Menschen getötet und im Umkreis von 
7 km allein 34 Schlösser und Burgen zer­
stört. Ein anderes Erdbeben der Stärke 8 
fand 1756 im Raum Düren statt . überhaupt 
ist d~ r Raum zwischen Köln und Aachen 
ziemlich reidl an Erdbeben. 1878 wurde im 
Erftgebiet westlich von Köln ein Beben der 
Stärke 8 verzeichnet, wobei 2 Tote und 
schwere Gebäudeschäden zu beklagen wa­
ren. Ein Beben im Raum Euskirchen 1951 
erreichte die Stärke 7 bis 8. Auch in Teilen 
der Schwäbisct:en Alb ereicneten sich 
mehrfach stärkere Erdbeben, so 1911 und 
1943 solche der Stärke 8, wobei es zu 
schweren Gebäudeschäden wie abgebro­
chenen Fabrikschornsteinen, eingestürzten 
Kirchtürmen und Hausgiebeln kam. 

Auf Grund der Forschung können die Wis­
senschaftler bestimmte Gebiete unseres 
landes im Westen und SÜdwesten als aus­
gesprochen erdbebenträchtig bezeichnen. 
Dies sind einmal die Schwäbische Alb, dann 
der Oberrheingraben von Basel bis in die 
Gegend von Mainz als Senkungsgebiet, da­
zwischen der Schwarzwald als unterirdi­
sche Bruchzone. Eine weitere Gegend mit 
relativer Erdbebenhäufigkeit ist das Neu­
wieder Becken und seine Umgebung am 
Mittelrhein bei Koblenz. Schließlich zählt 
dazu die Niederrheinische Bucht zwischen 
Köln und Aachen, ebenfalls ein Senkungs­
gebiet, mit Bruchzonen zur Eifel hin. Die 
anderen landschaften der Bundesrepublik 
können als erdbebenfrei gelten. Nur an we­
nigen anderen Stellen wurden bisher leich­
tere Erdstöße regi striert. 

Statistisch haben die Seismologen für das 
Rheingebiet und seine Umgebung ermittelt, 
daß im Durchschnitt alle zwei Monate ein 
fühlbares leichtes Erdbeben auftritt , ein 
Schaden beben alle 20 Jahre und ein grö­
ßeres Schac!enbeben alle 70 Jahre. Wenn 
auch kein Grund besteht, daraufhin den 
Teufel an die Wand zu malen , so kann man 
sich in den ermittelten Gefahrenzonen doch 
nicht in völliger Sicherheit wiegen. Auch 
sollte man nicht verkennen, daß uns bei 
Erdbeben in unserem lande oft gar nicht so 
viel von einer größeren Katastrophe ge­
trennt hat. So hatte das Beben bei Düren 
1756 die Magnitude 6, das von Euskirchen 
1951 die Magnitude 5,5. Zum Vergleich: 
Bei den Katastrophenbeben in Agadir 1960 
mit der makroseismischen Stärke 10 betrug 
die Magnitude - also die freigesetzte Ener­
gie - nur 5,7. In Skopje 1963 wurde bei 
einer makroseismischen Stärke von 9 bis 
10 d ie Magnitude von 6 gemessen. Der 
Unterschied, auf den die weit geringeren 
Folgen hierzulande zurückzuführen waren, 
lag bei den verglichenen Beben nur in der 
Tiefe des Herdes. Die Herdtiefe von Düren 
wird mit 20 bis 25 km angenommen, die 
von Euskirchen betrug 9 km. Dagegen lag 
der Bebenherd in Agadir pur 2 bis 3 km, in 
Skopje ebenfalls nur wenige km unter der 
Erdoberfläche. 

Eine allgemeine Voraussage von Erdbeben 
mit ausreichender sicherer Angabe des Or­
tes und der Zeit ist noch nicht möglich. Ab­
gesehen von der Beachtung gewisser Son­
derbestimmungen bei der Erridltung von 
Bauten ia erdbebengefährdeten Gebieten 
sind vorbeugende Maßnahmen gegen Erd­
beben nicht möglich. Der Katastrophen­
sdlutz kann erst nadl Eintritt eines Erdbe­
bens als Rettung und Oberlebenshilfe auf­
treten. Derselbe hatte in unserem lande in 
jüngster Zeit gottlob noch keine Gelegen­
heit zum Großeinsatz nach Erdbeben. Durch 
den Hilfseinsatz in ausländischen Erdbe­
bengebieten wie Agadir , Skopje, in der Tür­
kei , in Iran u. a. konnte jedodl eine Anzahl 
von Spezialisten des THW Erfahrungen 
sammeln. Es stellte sich heraus, daß n3ch 
Erdbeben allgemein die gleichen Rettungs­
maßnahmen erforderlich sind wie nach an­
dere n Gebäudeschäden, etwa bei Gas­
explosionen. Auf diesem Sektor können 
wir die großen Erfahrungen aus dem 2. 
Weltkrieg her wohl noch gut anwenden, 
wenngleich sich bei uns Bauweisen und 
Baumaterial inzwisc.'len erheblich gewan­
delt haben. In unserem lande mit hoher 
Wohnkultur, zugleich aber auch hoher 
Technisierung, müßte im Falle von Erdbe­
benschäden wahrscheinlich auch mit Se­
kundärbränden in erheblichem Umfang ge­
rechnet werden, also solchen hervorgeru­
fen durch elektrische Kurzschlüsse, beschä­
digte Gasleitungen und Öltanks sowie um­
gestürzte Feuerungen. 

Die Zusammenarbeit mit den Wissenschaft­
lern auf dem Gebiet der Seismologie läßt 
bei unserem einheimisdlen Katastrophen­
schutz noch zu wünschen übrig. Bislang 
fehlt es noch sehr an der Aufklärung über 
Erdbeben in Kreisen des Katastrophen­
schutzpersonals. Bei Fachgesprächen ho.t 
sich ergeben , daß die Seismologen bei ent­
sprechender Ausrüstung in Erdbebengebie­
ten gute Dienste leisten könnten. Mit trans­
portablen Seismographen, die man bereits 
bei Herstellerfirmen erwerben kann und die 
für die Erdölsuche Verwendung finden, wä­
ren sie in der lage, nach Eintritt eines Erd­
bebens im betroffenen Gebiet Messungen 
durchzuführen und mit einiger Wahrschein­
lichkeit zu beurteilen, ob das Beben abge­
klungen ist oder ob mit weiteren WeUen ge­
rechnet werden muß. Im übrigen sind sich 
die Erdbebenforscher aus aller Welt einig, 
daß Stauseen unter Umständen Erdbeben 
aus~ösen können. Aus Indien, Griedlenland 
und Afrika liegen Beobachtungen über Erd­
beben vor, die mit dem Bau von Staudäm­
men in Zusammenhang gebracht werden 
müssen. Nach Meinung der Erdbebenfach­
leute dürften sich vor solchen Beben, die 
durch künstliche Veränderungen der Natur 
verursacht werden, Anzeichen erkennen 
lassen, die man durch regelmäßige seismo­
logische Messungen in der Umgebung von 
Talsperren erfassen könnte. Hier fehlen 
bisher in der Bundesrepublik entsprechen­
de Aufträge an die Wissenschaftler ebenso 
wie die notwendigen mobilen Ausrüstungen 
der Erdbebenwarten. 
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Angesichts der hohen Zahl an Verkehrsoplern 
ist eine Intensivierung aller Kräfte zur Verbes­
serung der Versorgung von Unfallverletzten im 
Straßenverkehr erforderlich. Oben: Helfer des 
Deutschen Roten Kreuzes bei einer Obung. 
Links : Ein beim Technischen Hilfswerk viel­
seitig verwandtes Gerät ist der Greilzug. Un­
ten : An einem Obungshaus zeigen Helfer des 
Bundesverbandes für den Selbstschutz die 
Zweckmäßigkeit der Ausrüstung von Selbst­
schutzzügen zur Hilfeleistung In Notfällen. 


